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Ä. Einleitnng. 

JNach herrschender Ansicht versteht man anter Sozialpolitik 
im allgemeinen Sinne des Wortes alle diejenigen Maßnahmen, 
die ergriffen werden, um einen Einfloß auf die Entwickelung 
der Gesellschaftsklassen im Gesamtinteresse zu gewinnen. Das 
Ideal wäre zweifellos, wenn es durch Belehrung, Unterricht usw. 
gelänge, alle Vorteile zn erringen, die auf Grund der praktischen 
Erfahrung sonst nur unter Anwendung des Zwangsprinzips zn 
erringen sind. Von der Beobachtung ausgehend, daß nar die 
tüchtigsten und verhältnismäßig am besten gelohnten Arbeiter 
willens und fähig sind, für die Zukunft und für die Zeit der 
Erwerbsunfähigkeit zu sorgen, hat nnsere deutsche Reichsgesetz- 
gebung sich allmählich zu einer allgemeinen obligatorischen 
Arbeiterversicheiung durchgernngen, mit welcher sie einzig in der 
Welt dasteht. Die soziale Frage beruht, wie der verstorbene 
Präsident des Kaiserlichen Statistischen Amtes, Freiherr 
von Scheel, ein ausgezeichneter Nationalökonom und Statistiker, 
einmal sehr richtig gesagt hat, darauf, daß man sie bestimmen 
kann als den zum Bewußtsein gekommenen Widerspruch der 
volkswirtschaftlichen Entwickelung mit dem als Ideal vor- 
schwebenden und im politischen Leben sich verwirklichenden 
gesellschaftlichen Entwickeluhgsprinzip der Freiheit und Gleichheit. 
Hieraus geht klar hervor, daß mit der Institution der Arbeiter- 
versicherung nicht etwa eine einseitige Klassenpolitik getrieben 
wird. Sondern die oberste Aufgabe der Sozialpolitik, die Förderung 
des Gesanitwohls, ist hier voll und ganz erfüllt. Der Gegensatz 
kann am besten ausgeglichen werden, wenn die breite Masse der 
unselbständigen, abhängigen Lohnarbeiter in ihrer wirtschaftlichen 
Lage gehoben wird. Denn gerade die Hebung der wirtschaftlichen 
Lage der unteren Klassen ist der Hauptfaktor für alle übrigen 
Lebensäußerungen. Dabei wird es in der Hanptsache darauf an- 
kommen, dem arbeitenden Volke die Vorteile einer sozialpolitischen 
Maßnahme nicht als ein Almosen, eine Wohltat, sondern als 



;abyGoO<^lc 



— 2 — 

einen woblbegründeten Anspruch vor Augen zn fiibten, wie ja 
auch gelegentlich der Beratungen über die verschiedenen Elntwürfe 
zur Arbeiter Versicherung ein Abgeordneter sehr richtig den 
Ausspruch getan hat, ebenso, wie dem Beamten des Staates das 
Recht zuatehe, ein Pensionär des Staates zu werden, müsse auch 
dem Arbeiter ein Recht zustehen, ein Pensionär der Industrie zu 
werden — analog dem Sismondi'scben : l'oovrier a droit ä la 
garantie de celni qui l'emploie! 

Die deutsche Unternehmerschaft hat sich zwar anfänglich 
gegen die nicht unbedeutenden Lasten gesträubt, welche ihr durch 
die Arbeiterveraicherung auferlegt worden sind, aber sie hat ein- 
sehen müssen, daß die Vorteile der Arbeiterversicherung und des 
Arbeiterschotzee indirekt auch ihr zu gute kommen, und die 
Frophezeihungen , die Lasten derselben würden die Konkurrenz- 
fähigkeit der deutschen Industrie gegenüber dem Aaslande in 
bedenklicher Weise schwächen, haben sich glücklicherweise als 
unzutreffend erwiesen. Gerade die sozialpolitische Einsicht der 
Untemebmerschaft ist von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
auch für die Ausführung sozialpolitischer Gesetze! Zwar hat der 
Staat ein weitgehendes Zwangsiecht, aber er verfolgt das richtige 
Prinzip, die Unternehmerschaft immer wieder auf die Vorteile 
hinzuweisen, die sich hierbei auch für sie ergeben. Die Aus- 
führung der Gesetze spielt mit die Hauptrolle. Von diesem 
Gedanken ging auch der Deutsche Reichstag aus, als auf seine 
Initiative hin der Postverwaltung bei der Ausführung der 
Arbeiter versicherungsgesetke ein weites Feld der Betätigung zu- 
gewiesen wurde. 

Was nützen schließlich alle sozialpolitischen Gesetze, in 
denen die schönsten Prinzipien ausgesprochen werden, wenn durch 
irgend eine Aasführungsbestimmung oder auch durch eine mangel- 
hafte Organbation der Äusführungsbehöcden oder durch Über- 
tri^ung der Ausführung an eine ungeeignete Behörde die Vorteile 
des Gesetzes zu nichte werden 1 Wie häutig hört man beispiels- 
weise in Arbeiterkreisen — und zum großen Teil ist dies sehr 
berechtigt —, daß die Polizeiverordnungen das vom Gesetze 
gewährte Koalitionsrecht illusorisch machen! und wie groß ist 
die Zahl der Polizeiverordnungen nach dieser Richtung, welche 
von den Gerichten für ungiltig erklärt werden müssen. In England 
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flohen seiner Zeit die Heimarbeiterinnen vor der Polizei, vor 
dem Schutze, den man ihnen angedeihen lassen wollte! 

Wir sehen also, wie die guten Absichten des Gesetzgebers 
vereitelt werden können, wenn die Ausführungsbestimmungen 
ihnen nicht entsprechen und wenn vor allem auch die Ausfähnmgs- 
behörden nicht eine geeignete Organisation aufweisen. In der 
Regel wird es sich empfehlen, zu erwägen, ob maji die Aus- 
führung der sozialpolitischen Gesetze nicht Organen äbertri^, 
die bereits bestehen und so nur eine geringe Kostenerhöhung 
erforderlich machen, und zwar solchen Organen, die der breiten 
Öffentlichkeit allerorts zugänglich sind. Wie unsympathisch 
müßte die Arbeiterversicherung dem Arbeiter sein, wenn er 
zwar eine Entschädigung erhält, aber n. U. erst nach 
vielen umständlichen Eingaben, und wenn er vielleicht ge- 
zwungen ist, zuvor eine meilenweite Entfernung zurückzulegen, 
um die Entschädigung in Empfang zu nehmen. Auf diesen 
wichtigen Punkt hatte man hei Einbringung der ersten Entwürfe 
zur Arbeiterversicherungsgesetzgebung sehr wenig Gewicht gelegt. 
Es läßt sich dies begreifen, da die Frage Zwang oder Nicht- 
zwang im Vordergrund des Interesses stand. Im weiteren 
Verlauf der Beratungen hat man jedoch diesen Zweckmäßig- 
keitsgesichtspunkt nicht außer acht gelassen, sondern die Post- 
verwaltung, diese vorzügliche, jedermann alleiorten zugängliche 
Organisation, in den Dienst der deutschen Arbeiterversicherang 
gestellt. 

Nachfolgende Abbandlang beabsichtigt, dem Leser vor Augen 
zu führen, in welcher Weise die Deutsche Reichs -Post Verwaltung 
ihrer Aufgabe als Ausführnngsbehörde gerecht wird und wie 
sie dem Ziele näher zu kommen sucht, dem Arbeiter schnell und 
bequem die Vorteile der Arbeiterversicherung zu gute kommen 
zu lassen. 
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ß. Historischer Überblick über die Tätigkeit 
der Post als Ansfährnngsbehörde der Arbeiter- 
versicherungsgesetze Deutschlands. 

L Die TJnfallTerBichenmg. 
Am 8. März 1881 wurde ein im Auftrage dea Reichakanilera 
ausgearbeiteter „Entwarf des Bandesrats für ein Gesetz betreffend 
die Unfallversicherung der Arbeiter" dem Deutschen Reichstage 
vorgelegt'). Dieser Entwurf enthielt noch keinerlei Vorschriften 
über die Punktionen der Post als Ansführungsbehörde der ge- 
planten Unfall Versicherung der Arbeiter. Deutschland war das 
erste Land, das überhaupt mit einem derartigen Plan an die 
Öffentlichkeit zu treten wagte. Ohne Vorbild stand es in der 
ganzen Welt da. Eine Versicherung gegen Krankheit, Alter und 
Invalidität hätte auf den bereits vorhandenen Institutionen, den 
Knappschaftskassen und gewerblichen Hilfskassen, aufbauen 
können. So erklärt es sich, daß man bei diesem „Sprung ins 
Dunkle' mehr die Prinzipienfrage in den Vordergrund drängte 
und dabei Gefahr lief, weniger zu prüfen, wie am besten diesen 
an und für sich berechtigten Prinzipien zur Verwirklichung ge- 
holfen werden könnte, mit anderen Worten : man beachtete weniger 
die Seite des Problems, der arbeitenden Bevölkerung auch wirklich 
die Vorteile des Gesetzes schnell und prompt zu teil werden zu 
lassen. Obwohl sich der Deutsche Reichstag trotz vieler Ab- 
änderungen in der ersten und zweiten Lesung und in Kommissions- 
beratungen dem Entwurf gegenüber durchaus nicht vollständig 
ablehnend verhielt, sah sich die Reichsregierung wegen der Ab- 
änderungen veranlaßt, den Entwurf zurückzuziehen. In diesem 
Entwurf war von einer Mitwirkung der Postverwaltung noch nicht 
die Rede; erst der zweite Entwurf^) enthält ausführliche 
Bestimmungen mit eingehender Begründung über die Tätigkeit 
der Postverwaltung im Dienste der Arbeiter Versicherung. 



I) Drucks, d. d. R. 1881 , Nr. 41 Anl, 

*) DnickB. d. d. B. 1883/83, Nr. 19, g 97 ff. 
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Nach diesem Entwurf war die Ausfühiting des Uesetzes in 
folgender Weise beabsichtigt: 

Die Postverwaltung wird zur vorschußwei^^en Auszahlung 
der Entachädigang auf Anweisung durch den Genossenschafte- oder 
Verbandsvoistand verpflichtet. Die Anweisung maß die Gefahren- 
klasse, den Indaetriezweig oder die Betriebsart und die Berufs- 
genossenschaft oder den Betriebs verband bezeichnen, welchem 
der Betrieb, in dem der Unfall sich ereignet hat, angehört. Diese 
Bestimmung mit ihren Details war durchaus notwendig und ent- 
sprach den Grundsätzen des Entwurfs, wonach ein Unterschied 
in der Höhe des zuerkannten Entschädigungsanspruches nach Ge- 
fahrenklassen gemacht wurde. Denn fast fflr jeden Industriezweig 
ließen sich schon auf Grund des bekannten Reichahaftpfiicht- 
gesetzes mit all seinen Mängeln — namentlich infolge der falschen 
Verteilung der Beweislast — besondere Wahrschein lichkeitsberech- 
. nungen für die Unfalthäufigkeit anstellen ; auch innerhalb des 
einzelnen Berufes ist das Bisiko verschieden. Demnach mußte 
auf eine angemessene Verteilung des Berufsrisikos in dem Entwurf 
hingearbeitet werden. An die Auszahlung schließt sich dann ein 
Rückerstattungsverfahren an. Zu diesem Zweck wird eine 
Reichszentralstelle errichtet, welcher als Hauptaufgabe über- 
tragen wird, den Postverwaltungen die vorgeschossenen Beträge 
von den Schuldnern zuzufahren, (Unter Schuldnern sind hier zu 
verstehen zunächst das Reich, die Betriebsgenossenschaften und 
die Betriebs verbände.) Die Kosten dieser Reichszentralstelle 
werden auf die Unternehmer nach Maßgabe der von den Ver- 
sicherten verdienten anrechnungsfähigen Löhne und Gehälter 
umgelegt. Die Postverwaltungen haben der Reichs Zentralstelle 
für jede Betriebsgenossenschaft und jeden Betriebsverband eine 
Nachweisung der auf Anweisung derselben geleisteten Ent- 
schädigungszahlungen einzusenden und gleichzeitig die Poatkasse 
zu bezeichnen, an welche die zu erstattenden Beiträge ein- 
zuzahlen sind. Nunmehr berechnet die Reichszentralbehörde auf 
Grund der von den Postverwaltnngen eingesandten Nachweisungen 
die Beträge, welche vom Reich, von jeder Betriebsgenossenschaft 
und jedem Betriehaverbande, von der Gesamtheit der Betriebs- 
unternehmer Jeder Gefahrenklasse zu erstatten sind. Für jede 
Gefahrenklasse wird dann von der Reichszentralstelle die Ge- 
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samtsnmme der in d«n ihr angehörenden Bettieben verdienten 
an rechnungs fähigen Löhne and Gehälter Festgestellt Gleichzeitig 
werden fär jede hundert Mark Lohn and Gehalt die Beiträge, 
welche zur Deckung der von der Gesamtheit der ihr angehörenden 
Unternehmer zn leistenden Entschädignngsbeiträge und des auf 
dieselben entfallenden Teils der durch die Tätigkeit der Post 
entstehenden Kosten berechnet. Senden die Vorstände von 
Betriebsgenoseenschaften und Betriebsverbänden die Gesamtnach- 
weisong nicht ein, so wird der Betrag der anTechnungsfähigen 
Löhne and Gehälter von der Reichszentralstelle definitiv fest- 
gestellt. Die Prüfung der Gesamtn ach Weisungen obliegt ebenfalls 
der Reichszentralstelle; zu diesem Zweck kann sie Einsicht 
nehmen in die Geschäfts- und Rechnungsbücher und die sonstigen 
Geschäftspapiere der Verbände. Sind die Beträge definitiv fest- 
gestellt'), so haben die Vorstände der Betriebsgenossenschaften 
auf Anweisang der Reichszentralstelle dieselben an die Postkassen 
abzuführen abzüglich der uneinbringlichen Beträge. Gegen Be- 
triebegenoBsenscbaften und Betriebsverbände, welche mit der 
Zahlung im Rückstand bleiben, ist auf Antrag der Postverwaltung 
von der Aufsichtsbehörde das Zwangsbeitreibungsverfahren ein- 
zuleiten, Die zuständige Aufsichtsbehörde hat die Befugnis, zur 
Deckung der Ansprüche der Postverwaltung zunächst über bereite 
Bestände der Genossenschafts- und Verbandskassen zu verfügen. 
Beichen diese nicht aus, so hat die Aufsichtsbehörde das 
Beitreibungsverfahren gegen die Mitglieder der Genossenschaft 
oder des Verbandes sofort einzuleiten und bis zur Deckung der 
Bückstände an die Post Verwaltung durchzuführen. Der vom 
Reiche zu gewährende Teil der Entsehädigungsbeträge wird den 
Postverwaltungen aus der Reichshanptkasse erstattet. In den 
Erstattnngsantrag sind die von der Postverwaltung erhobenen 
Kosten der Verwaltung der Reicbszentralstelle einzurechnen. Dem 
Reichstage ist übet die gesamten Rechnungsergebnisse eines 
Rechnungsjahres eine Nachweisung vorzulegen. 

Man wird wohl ohne jede Übertreibung sagen können, daß 

eine derartige komplizierte Institution kaum geeignet war, den 

Arbeitern die Wohltaten des Gesetzes schnell zu teil werden zu 

lassen. Aber sie war lediglich die Konsequenz der noch 

1) Vergl. Näheres i. d. gg 104 u. b. f. d. Entw. 



;abyG00<^lc 



— 7 - 

komplizierteren Grandgedanken des Geeetzes bezüglich der Auf- 
bringung der Mittel und bezüglicb der Träger der Versicherung. 
So obliegt nach dem Entwurf die Entechädigungspflicht zum Teil 
denf Beiche und zwar zu 25%, der Gesamtheit der Unternehmer 
zu G0%, den Betriebsgenossenschaften und Betriebsverbänden 
znsammen zu 15% des Gesamtaufwandes. Die Organisation der 
Betriebsgenossenschaften und Betriebsverbände ist nach dem 
Entwurf so verwickelt, daß sie eine Verstümmelung des Genossen- 
schaftsgedankens, der doch gerade hier realisiert werden sollte, 
genannt werden kann. Daher erklärt sich auch das Schicksal 
des Entwurfs im Beichstage. Der erste Entwarf war in veränderter 
Form wenigstens angenommen worden, wenn die Regierung ihn 
dann auch znrBckzog. Der zweite Entwurf wurde zunächst in 
erster Lesung') mit dem RrankenversicheningsgeBetzentwurf zu- 
sammen bebandelt. Im Vordergrund der Debatte stand haupt- 
sächlich die Unfallversicherung"). Gewichtige Bedenken wurden 
gegen die Organisation der Berufsgenossenschaften und gegen den 
Beichszuschuß erhoben. Schließlich wurden beide Vorlagen einer 
Kommission von 2^ Mitgliedern überwiesen'}. Die Kommissions- 
beratungen führten zu dem überraschenden Ergebnis, daß der 
Entwurf in allen Teilen abgelehnt wurde*). Eine entsprechende 
Resolution kam nicht mehr zur Verhandlung. Die Bundesregierungen 
zogen darauf abermals ihren Entwurf zurück. 

Am 6. März 1884 gelangte der dritte Entwurf an den 
Reichstag^). Die wichtigste Neuerung, welche der Entwurf, den 
Wünschen des Reichstags entsprechend, enthielt, bezog sich auf 
die Organisation der Versicherer. Nunmehr haben wir die ein- 
heitliche Organisation von Berufsgenossenschaften der Unternehmer, 
welche allein ohne Reichszuschuß und ohne Beitragsleistung der 
Arbeiter die erforderlichen Mittel aufzubringen haben. Man hatte 
sich nun endlich durchgerungen zu dem Grundsatz, daß die Un- 
fälle, die sich in einem Betriebe ereignen, eine Notwendigkeit 
sind, die sieb trotz aller Unfallverhütungsvorscbriften nie ganz 
vermeiden lassen wird. Sie sind ebenso notwendig in Anrechnung 

') Drucks, d. d. R. 1882/83, Bd. I, S. 199 ff. 
ä) Eod. loc. 

«] Drucks, d. d. B, 1882/83, Bd. I, Nr. 39. 
*) DmckB. d. d. R. 1882,83, Bd. J, Nr. 37 II. 
^i Drucks, d. d. R. 1884, Bd. I, No. i. 
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za bringen, wie die übrigen Prodaktionsfaktoren , daher müssen 
sie zu den Produktionakosten gerechnet werden, besonders da in 
der heutigen Volkswirtschaft der Arbeiter gttzwiingen ist — zwar 
nicht auf Giund des Gesetzes, so doch dorch die rauhe Wirk- 
lichkeit — seine Arbeitskraft wie jede Ware bewertet zu 
sehen, wenn man ihr auch das Mäntelchen des freien Dienst- 
vertrages umhängt. Es mußte daher dem Unternehmer klar vor 
Augen geführt werden, daß er in Zukunft hei seiner Kalkulation 
die Unfallentschädigungen in Anrechnung zu bringen hatte. Das 
Reichshaftpflichtgesetz bot hierfür keine Handhabe. Die Unter- 
nehmer hatten sich meist bei einer Unfaliversicherungsgesellschaft 
versichert, die ihrerseits nur dann eine Entschädigung zahlte, 
wenn der Arbeiter ein rechtskräftiges Urteil vorlegen konnte. 
Wegen der falschen Verteilung der Beweislast erlangte der 
Arbeiter aber fast nie ein günstiges Urteil. In der Begel ver- 
zichtete er überhaupt auf Einreichang einer Klage und fand. sich 
in den Gedanken, der Armengesetzgebung und dem Mitleid seiner 
Mitmenschen anheim zu fallen. Es war die höchste Zeit, daß 
durch den Entwurf zur Unfallversicherung hier ein Wandel eintrat. 
Ferner schuf der Entwurf ein „Reichs- Versicherungaamt", welchem 
er richterliche und Aufsichtsbefugnisse übertrug, um dadurch die 
erforderliche Einheitlichkeit zu garantieren. Diese Hauptneuerangen 
bedingten natürlich auch Andermigen in der Tätigkeit der Fost- 
verwaltung. 

Des Weiteren enthält der Entwurf eingehende Bestimmungen 
über die Auszahlungen der Renten durch die Post, über die 
Liquidation der Postverwaltung , über Umlage und Erhebungs- 
verfahren mid über die Abführung der Beträge an die Post, und 
zwar unter dem allgemeinen Abschnitt V. 

Feststelliuig und Atiszahlung der Eotschädiguagen. 

Als Träger der Unfallversicherung ist die Organisation 
der Berufsgenossenschaften vorgesehen. Dabei mußte zur Ver- 
meidung hoher Verwaltungskosten der Bedarf an besoldeten Be- 
amten möglichst gering bemessen werden und vor allem mußte 
auch die Abwicklung der Auszahlungsgescbäfte sich so vollziehen, 
daß sie für die Arbeiter möglichst bequem lag. Also schon 
damals hatte man wenigstens das Bestreben, einen übertriebenen 
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„Biueaukiatismus* , an dem unsere ganze Atbeiterversicherang 
noch heute teilweise krankt, za vermeiden. Hätte man von 
vornherein die einzelnen Versicherungsgeaetze so zugeschnitten, 
daß man im Laufe der Zeit an eine Vereinigung aller zu einem 
großen Arbeiterversicherungsgesetze denken konnte, so hätten 
sich sicherlich auch die Generalkosten schon nach den ersten 
Jahren vermiodem lassen. Dabei will ich jedoch nicht unberöck- 
sichtigt lassen , daß sich einer Verschmelzung der drei Versicherungs- 
gesetze in ein Versicheruogsgesetz ganz erhebliche Schwierigkeiten 
entgegenstellen, zumal man doch auch in Zukunft mit der Ein- 
fdhrung einer reichsgesetzliehen Witwen- und Waisen Versicherung 
rechnen mnß. Weniger sicher ist die Einführung einer eigentlichen 
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit'). Was nun den Cresichts- 
punkt der Zweckmäßigkeit angeht, so war auch an die Einrichtung 
von Zahlstellen der einzelnen Berufsgenossenschaften gedacht 
worden; allein eme derartige Institution hätte den Bedürfnissen 
der Arbeiter sicherhch nicht Rechnung getragen, da in den meisten 
Fällen die räumlichen Entfernungen zu groß geworden wären. 
Der Entwurf geht daher von der richtigen Ansicht aus, daß nur 
die Heranziehung der Organe der Postverwaltung eine befriedigende 
Lösung erwarten läßt. 

Erste Voraussetzung ist natürlich die bereits erfolgte Fest- 
stellnng des Entschädigongsanspruches. Dann soll die Zahlung 
auf Anweisung der Genossenschafts vorstände vorschußweise 
durch die Postverwaltung, in der Regel durch dasjenige Postamt, 
in dessen Bezirk der Entscbädignngsbetechtigte zur Zeit des 
Unfalles seinen Wohnsitz gehabt hat, bewirkt werden. Da 
eventuell eine Verstärkung des Betriebsfonds durch die Leistung 
der Vorschüsse in Betracht kommen kann, soll sie durch Über- 
weisung der erforderlichen Summen aus Reichsmitteln bewirkt 
werden. Zu beachten ist hierbei, daß eine Vergütung seitens 
der Genossenschaften für den entstehenden Zinsverlust nicht in 
Aussicht genommen ist. Ebenso war keine Rede von einer 
Entschädignngspflicbt der Berufsgenossenschaften gegenüber der 
Postverwaltung für deren Belastung mit dem Auszahlungsgeschäft, 
In §57 des Entwurfs ist auch eine Feststellung der Entschädigungen 

i) Vwgl. die MotiTe zu gg 69, 70, 71, 73, 73, 74, 76. 
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durch Sektionsvoietände, Äosschfisse oder VertranensmäDiier, 
d. h. dnrch Unterabteilnngen der BeinfsgenosaeDachaften , vor- 
gesehen. Für diesen Fall überträgt der Entwarf die AusstellnDg 
der Anweisnngen anf die Post im Interesse der Sicherheit and 
Obersichtlichkeit nnr den Genossenscbaftsvorständen seibat Eine 
genaue spezialisierte Regelung überläßt der Entwarf den erforder- 
lichen Ansf&hrungsbe Stimmungen. 

Bezüglich der Liquidationen der Postverwaltang bestimmt 
der Entwarf folgendes. Innerhalb acht Wochen nach Ablauf eines 
Bechnungejahres haben die Zentraipostbehörden den einzelnen 
Genossenschafts vorstanden Nachweisnngen Über die erfolgten 
Zahlungen zozustellen und die Postkassen zu bezeichnen, an 
welche die Zafalangen abgeführt werden sollen. 

Unter ^iZentralpostbehdrden" sind hier zu verstehen die 
Reichs- Postverwaltung (Reichs-Postamt in Berlin) sowie die Fost- 
verwaltongen von Bayern („Generaldirektion der ESnigl. Bayr. 
Posten und Telegraphen" in Hünchen) und von Württemberg 
(„Generaldirektion der Posten und Telegraphen" in Stuttgart). 

Also jede Beruf sgenossen Schaft erhält bei den Zentralpost- 
verwaltungen ihr Vorschußkonto. Da nach dem zweiten Entwarf 
nunmehr die Berufsgenossenacbaften allein die Versicherungslast 
za tragen haben, während nach der früheren Vorlage eine Ver- 
teilung derselben auf das Reich, auf die Gefahrenklassen und auf 
die verschiedenen Genossenschaften erforderlich war, fällt die 
Vermittelung einer ReichszentraUtelle nunmehr weg. Die Ver- 
teilung des Risikos zwischen der Berufsgenossenschaft und der 
Sektion oder zwischen mehreren Beiufegenossenschaften ist 
lediglich eine interne Angelegenheit der Berufsgenossenschaft. 
Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß ein Teil des Vorschuß- 
kontos einer Berufsgenossenschaft durch eine andere oder durch 
Sektionen, welche für Rechnung der zahlungspflichtigen Berufs- 
genossenschaft Einzahlungen machen, beglichen wird. 

Bezüglich des Umlage- und Er hebungs verfahrene 
bestimmt der Entwurf'), daß die von den Zentralpostverwaltungen 
zur Erstattung liquidierten Beiträge von den Genossenschafts- 
vorständen gleichzeitig mit den Verwaltungskosten unter Berflck- 

>) Vei^l. g§ 71—76 nnd die Begründung hierzu. 
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sicEtigung der aaf Giund der §§ 29 and 30 (bier kamen die Fälle 
der Teilung des Risikos in Betracht) etwa vorliegenden Ver- 
pflichtungen oder Berechtigungen nach dem festgestellten Ver- 
teilungsmaßstab anf die Genossenschaftsmitglieder umzolegen und 
von denselben einzuziehen seien. Damit dieser Zweck möglichst 
gut und schnell erreicht wird, hat jedes Mitglied der Bemfe- 
genossenscbaft binnen vier Wochen nach Ablauf des Rechnungs- 
jahres eine Nachweisung einzureichen, welche Angaben über die 
während des abgelaufenen Eechnungsjahres im Betriebe be- 
schäftigten versicherten Personen und die von ihnen verdienten 
Löhne enthält. Femer wird eine Berechnung der bei der üm- 
legnng der Beiträge in Anrechnung zu bringenden Beträge der 
Löhne und Gehälter, sowie Angabe der Gefahrenklasse, in welche 
der Betrieb eingeschätzt worden ist, gefordert. Bleiben Genossen- 
schaftsmitglieder mit der rechtzeitigen Einsendung der Nach- 
weisnng im Rückstand, so erfolgt die Feststellong derselben durch 
den Genossenschafts- bezw. Sektionsvorstand, und zwar anf 
Vorschlag des ev. bestellten Vertrauensmannes. Bezüglich der 
in Ansatz zu bringenden Löhne und Gehälter enthält der Entwurf 
in den §§ 3 fF. eingehende Bestimmungen. Der Genossenschafts- 
vorstand hat auf Grund der ihm vorliegenden Nachweisangen eine 
summarische Gesamtnachweisung der beschäftigten versicherten 
Personen und anrechnungs fähigen verdienten Gehälter und Löhne 
aufzustellen. Alsdann hat er für jedes Genossenschaftsmitglied 
den Beitrag zu berechnen, der auf dasselbe zur Deckung der 
Kosten des Gesamtbedarfs fällt. Jedem Genossenschaftsmitglied 
wird ein Auszug aus einer Heberolle zugestellt. In diesem Aus2Qg 
sollen Angaben enthalten sein, aus denen für den Zahlungs- 
pflichtigen sich die Möglichkeit der Prüfang der Richtigkeit der 
angestellten Beitragsberechnung ergibt. Insbesondere wird es 
sich handeln um die Position des Gefahrentarifs für den be- 
treffenden Betrieb, ferner nm die Höhe der Löhne und Gehälter. 
Weitere Ausführnngsbestimmungen werden dem Statut überlassen. 
Als Rechtsmittel gegen die Feststellung der Beiträge wird den 
Genossenschaftsmitgliedern das Recht bewilligt, innerhalb zweier 
Wochen nach Zustellung des Auszugs ans der Heberolle — un- 
beschadet der Verpflichtung zur vorläufigen Zahlung — Wider- 
spruch bei dem Gengssenschaftsvorstande zu erheben. Als 
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weiteres Rechtamittel wird dann das Beschwerderecht an das 
Reichs -Versichernngsanit gewährt, was jedoch nnr zulässig ist, 
wenn sie sich entweder auf Rechenfehler oder auf die anrichtige 
Feststellung des anrechnungsföhigen Betrages der Lohne und 
Gehälter oder auf den irrtfimlichen Ansatz einer Gefahrenklasse 
gründet. Tritt infolge d«s erhobenen Widerspruchs oder der 
erhobenen Beschwerde eine Heiahmindemng des Beitrages ein, 
so soll der Ausfall bei dem Umlageverfahren des nächsten 
Rechnungsjahres gedeckt werden. Es ist also hier ein bei Stener- 
etnschätzungen übliches Verfahren eingeschlagen worden, wo sich 
der Zensit wegen angeblicher Überbärdnng mit einer Beschwerde 
zunächst an die Veranlagungsbommission wenden kann. Da die 
Versicherung einer zahlreichen Klasse natärlich von ganz hervor- 
ragendem öffentlichen Interesse sein muß, und den Unfall- 
versicherungsgenossenschaften die Rechte öffentlicher Korporationen 
verliehen worden sind, so ist es durchaus gerechtfertigt, wenn 
fKr Rückstände an Beiträgen, Kautionsgeldem und Strafzuschlägen 
die Zwangsbeitreibong im Verwaltungswege zugelassen wird. 

Bezüglich der Abführung der Beiträge an die Post- 
kassen haben die Genossengchaftsvorstände die von den Zentral- 
postbehörden liquidierten Beiträge innerhalb dreier Monate 
nach Empfang der Liquidationen an die ihnen bezeichneten 
Postkassen abzuliefern. Im Falle des Röckstandes erfolgt 
auf Antrag der Zentralpostbehörden durch das Reichs-Ver- 
sichernngsamt die Einleitung des Zwangsbeitreibungsverfahrens. 
Dem Reicbs-V ersicher ungsamt wird außerdem die Befngnis ver- 
liehen, zur Deckung der Anspräche der Postverwaltangen zunächst 
über bereite Bestände der Genossenschaftskassen zu verfügen. 
Außer den erwähnten Ausfällen können, wie die Motive (zu § 75) 
betonen, auch dadurch Ausfälle entstehen, daß der Genossen- 
schaftsvorstand den auf ein Mitglied umgelegten Betrag nach er- 
hobenem Widerspruch wieder ermäßigt; oder daß ein gleiches nach 
eingelegter Beschwerde eintritt. Auch die Deckung dieser Ausfälle 
soll dem Umlageverfahren des nächsten Jahres überlassen werden. 

In der Kommiasionsbe ratung') wurde gegen die Beteiligung 
der Post Einsprache erhoben. Dieselbe involviere einen doppelten 



>) Sten. Ber, d. d. R. 1884, Bd. i, S 
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Zoseliaß an die Arbeitgeber: einmal durch den Erlaß der Zinsen, 
and sodann durch die anentgeltlich geleistete Arbeit. Dazu komme, 
daß man der Post Geschäfte übertrage, welche iiicht für sie paßten 
und die Verwaltnng schädigten. Seitens der Vertreter der ver- 
bündeten Regienuigen waide hierauf folgendes erwidert: Die 
Zahl der Postämter sei eine so große, daß von einer erheblichen 
Vermehrung der Arbeitslast nach dem Inkrafttreten des Geaetises 
kaum die Rede sein könne. Nni bei den Zentralstellen und den 
Ober-Postdirektionen werde allenfalls eine Mehrarbeit eintreten, 
welche eine Vermehrung der Beamten erheischen könne, Eine 
längere Diskussion knüpfte sich an die Frage, ob die Berufs- 
genossenschaften der Post Ersatz leisten sollten für den 
Zinsverlust, welcher derselben durch die Auszahlotg der Ent- 
schädigungen erwachse. Die Höhe dieses Verlustes wurde ver- 
schieden berechnet; die Gegner einer Heranziehung der Post waren 
jedoch der Meinung, daß hier in jedem Falle ein maskierter 
Reichszuschuß vorläge. Das bedeute aber einen Bruch mit dem 
aosdrücklich anerkannten Prinzip, die Entschädigungen für die 
Un^lle als einen Teil der Produktionskosten anzusehen und die 
Gesamtheit der Unternehmerschaft dieselben tragen zu lassen. 
Von anderer Seite wurde demgegenüber angeführt, daß man das 
Prinzip nicht in kleinliche Konsequenzen hinein verfolgen möge. 
Es sei der Reichs- und Staatsanstalten nicht würdig, mit den 
Bernfsgenossenschaften in relativ geringfügige Zinsberechnungen 
einzutreten, wo es sich einzig darum handle, den Interessen 
der Arbeiter auf die einfachste und bequemste Art gerecht zu 
werden. 

In der Plenarsitzung vom 21. Juni 1884') kam man nochmals 
darauf zurück. Der Abgeordnete Schrader berechnete, daß eine 
auszuzahlende Jahresrente von einer Million allein einen Zins- 
verlust von etwa 40000 Mk. verursache; dies auf einen Beharrungs- 
znstand von 20 — 30 Millionen angewendet, ergäbe einen E«ichs- 
zoschuß zur Unfallentschädigung von über 1 Million.^) Der 
Abgeordnete Richter wies darauf hin, daß damit ein ganz neues 
System eingeführt würde. Et bezeichnete die von dem Äb- 

>) Sten. Ber. d. d. R. 1884, Bd. 2, S. 9S2/933. 

') üeber die tateäcblicb erwachBendeD Koaten vergl. S. 49.- 
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geordneten Schrader berechnete 1 Hillion aU ein Geschenk an 
die Großindnetri eilen von Reichawegen. 

Der Staatsininieter von Boetticher widerlegte in längeren 
überzeagenden Ansffibiungen diese Bedenken. Zum Schloß wies 
er noch auf den Umstand hin, daß mit Einfahning des Gesetzes 
eine Erleichterung der ÄrmenpEege bei sämthchen Eommtmen des 
Reichs verbunden sein würde. 

Nachdem noch die Kommission einige nnerhebliche Ände- 
rungen') vorgenommen hatte, wurde am 27. Juni 1884 der Entwurf 
mit den beschlossenen Abänderungen vom Reichstag angenommen 
tmd als Unfallversichernngsgesetz vom 6. Juli 1884 am 
9. Juli 1884 im R.-G.-BL Nr. 19, S. 69 verkündet. 

In der Folgezeit schritt man zu immer weiterer Ausdehnung 
der Unfallversicherung*). Abänderangen hat die Unfallversicherungs- 
gesetzgebnng erfahren durch das „Gesetz, betreffend Abänderung 
der Unfallversicherungsgesetze, vom 30. Juni 1900," sowie durch 
das „ Gewerbe - ünfallversicherungsgesetz " (Reichs - Gesetzblatt 
für 1900. S. 585 ff.)'). Die Tätigkeit der Post bleibt in der 
Hauptsache dieselbe, nur einige unwesentliche Abänderungen sind 
vorgenommen worden. 

n. Die InvalideiiTersicheniiLg. 

1. Das InvaliditätB- und Altersveisicherangsgesetz vom 

22. Jiuü 1889. 

Nachdem die bekannte Botschaft Kaiser Wilhelms I vom 
vom 17. November 1881 anerkannt hatte, daß „diejenigen, welche 
durch Alter und Invalidität erwerbsunfähig werden, der Ge- 
samtheit gegenüber einen begründeten Anspruch auf ein höheres 
Maß staatlicher Fürsorge haben", wurde seit diesem Jahre im 
Reiehsamt des Innern Material zu einem entsprechenden Gesetz- 
entwurf eifrig gesammelt. Das Ergebnis waren die nebst einer 
Druckschrift im Jahre 1887 veröffentlichten „Ginndzüge zur 
Alters- und Invalidenversichemng der Arbeiter," die im Dezember 
desselben Jahres dem preußischen Voikswirtschaftsrat vorgelegt 

1) Komm.-Ber., Drucks, d. d. R. 1884, Bd. 2, Nr. 115. 

») Näheres Piloty: „üasRekhBunfallTersicheruDgBrecht" 1890, S. 79 ff. 

*) Vergl, V. ^oedke: „Gewerbe-ÜDfallTerBicheniagBgeaeU,'' 1901. 
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and von diesem eingeheDd begutachtet wurden. In diesen Grnnd- 
zägen wird die Tätigkeit der Post nur in einem einzigen Satze 
erwähnt, und zwar in § 34: „Die Aoszahlong erfolgt vorschuß- 
weise dorch die Postverwaltungen". 

Das Reichsamt des Inoem arbeitete nun unter Vornahme 
vieler Abäuderangen , zu denen die Anregung hauptsächlich von 
dem preußischen Volkswirtschaftsrat aasging, einen neuen Gesetz- 
entwurf aus, der am 15. April 1888 mit einer ansfQhrlichen 
Begründung und einer Denkschrift über die Höhe der finanziellen 
Belastung dem Bundesrat vorgelegt wurds. Hier erfuhr der 
Entwarf wiederum wesentliche Abänderungen. Mit diesen Ab- 
änderungen wurde er anfangs Juli 1888 im „Beichs- und Staats- 
anzeigei" veröffentlicht, um zunächst der breitesten Öffentlichkeit 
ausgiebig Gelegenheit zur Kritik zu geben. Die Ergebnisse der 
Kritik wurden im Beichsamt des Innern gesammelt und gaben 
Anlaß zn abermaligen Abänderungen. Am 22. November ging 
dem Reichstag der „Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Alters- 
nnd Invaliditäitaversicherung" zn'). 

Dieser Gesetzentwurf enthält eingehende Bestimmungen aber 
die mitwirkende Tätigkeit der Postverwaltung*). Maßgebend für 
die Mitwirkung der Post waren dieselben Gesichtspunkte, wie bei 
der Unfallversicherung.') 

So geschieht die Aaszahlung der Renten auf Anweisung 
des Vorstandes derjenigen Versicherungsanstalt, welche die Ver- 
handlungen über die Festsetzung der Rente geführt hatte, vor- 
schußweise durch die Postverwaltungen und zwar in der Regel 
durch diejenige Postanstalt, in deren Bezirk der Empfangs- 
berechtigte zur Zeit des Antrags auf Bewilligung der Rente seinen 
Wohnsitz hatte. Verlegt der Empfangsberechtigte seinen Wohnsitz, 
so ist er berechtigt, die Überweisung der Auszahlung der ihm 
zustehenden Rente an die Postanstalt seines neuen Wohnortes 
bei dem Vorstände der Versicherungsanstalt, welche die Rente 
angewiesen hat, zu beantragen. Die Zentralpostbehötden haben 
dem Rechnungsbureau des Reichs -Versichenmgsamta (auf dessen 
Tätigkeit wir später zarücktommen) Nachweisungen über diejenigen 

") Steo. Bn. d. d. R. 1888/B9, Anl. Bd. lY, Nr. 10, 8. 31 ff. 

') Vergl. g§ 79, 80, 81, 83. 
») Vergl. Moüve S. 118. 
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Zahlungen , weiche auf Grand der Anweisungen der Versicherungs- 
anstalt geleistet worden sind, zuzuetellen. Das Rechnnngebureau 
hat die vorgeBchossenen Beiträge zu verteilen and den Versicherangs- 
anstalten Nachweisungen über die ihnen zoi Last fallende 
Einzelbeträge zu äberaenden. 

Das ÄbrechnungsweBen soll im Gegensatz zur Unfall- 
versicherang dnrcb das Rechnnngsbureau des Reichs-Versichetangs- 
amtes vorgenommen werden. Die Motive betonen in dieser Hinsicht, 
daß eine direkte Abrechnung mit den Postverwaltungen eine zu 
umfangreiche, zeitraubende Korrespondenz erfordere, was aber 
durch den Vorschlag des Entwurfs vermieden werde, da das 
Rechnungsbureau sich im Besitze des gesamten Materials befinde 
und ohne besondere Mühe die Verteilung der von den Post- 
verwaltungen geleisteten G es amtzahl angen auf die zur Erstattung 
der Einzelbeträge verpflichteten Versicherungsanstalten seinerseits 
vornehmen könne. Außerdem könnten die verschiedenen Ver- 
sicherungsanstalten durch wiederholte Mitteilungen schon im Laufe 
des Jahres von dem Rechnungsburean Kenntnis über den Umfang 
ihrer Verpflichtungsn erhalten. Alsdann hätten diese nach Empfang 
der Schi ußan Weisung för das betreffende Rechnungsjahr die auf 
sie entfallenden Beträge den Po st Verwaltungen direkt zu erstatten'). 

Eine Nachweisung über die dem Reich zur Last fallenden 
Beträge ist dem Reichskanzler (Reichsamt des Innern) zuzustellen. 
Bezüglich der Zahl der Nachweisungen wird dieselbe den Aus- 
führungsbestimmungen überlassen. 

Nach Ablauf eines Jahres von dem Inkrafttreten des Gesetzes 
an sbid die Zentralpostbehörden berechtigt, von jeder Versicherungs- 
anstalt einen Betriebsfonds einzuziehen. Dieser ist in viertel- 
jährlichen Teilzahlungen an die den Versicherungsansfalten von 
den Zentralpostbehörden zu bezeichnenden Kassen abzuführen und 
darf die für die Versicherungsanstalt im abgelaufenen Rechnungs- 
jahr vorgeschossenen Beträge nicht übersteigen. Maßgebend für 
diese Bestimmungen waren folgende Gssichtspunkte : „Infolge der 
Verpflichtung, die Renten vorschußweise auszuzahlen, sind .die 
Postverwaltungen zur Beschaffung ausreichender Betriebsfonds 
genötigt. Zinsen für ihre Vorschüsse erhalten die Postverwaltungen 

ij Vcrgl, MoÜve S. 118. 
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nicht. Andererseits werden bei der Alters- und InvaliditSta- 
veraicherang, anders wie bei der Unfallveraicherang, die Mittel 
ZOT Deckung der ans der Versicherung erwachsenden Verpflichtungen 
nicht erst nachträglich durch Umlage eingezogen, sondern durch 
fortlaufende Beiträge erhoben. Die Versicherungsanstalten sind 
also ihrerseits von vornherein im Besitz derjenigen Mittel, welche 
die Poatverwaltungen zur Leistung der Vorschüsse sich erst 
beschaffen mHssen. Es ist daher ein Gebot der Billigkeit, daß 
die Versicherungsanstalten auf die zinsbare Nntzung eines Teils 
der aus den Beiträgen angesammelten Kapitalien zu dem Zweck 
verzichten, um den Fostverwaltungen diejenigen Betriebsfonds 
zur Verfügung zu stellen, welche dieselben zu Gunsten der Ver- 
sicherungsanstalten sonst anderweit beschaffen müssen. Dadurch 
wird gleichzeitig ein Teil der angesanunelten Beiträge der 
Kapitalisierung entzogen und hierdurch auch der Verfögung der 
Versicherungsanstalten'). Diese haben die von den Postver- 
waltnngen vorgeschossenen Beträge binnen zwei Wochen nach 
Empfang der Schlußnachweisung für das abgelaufene Rechnungs- 
jahr zu erstatten. Die Erstattung erfolgt aus den bereiten Mitteln 
der Anstalt. Sind solche nicht vorhanden und bietet auch der 
Beservefonds solche nicht dar, so hat der weitere Kommunal- 
verband bezw. der betreffende Bundesstaat die erforderlichen 
Beträge vorzuschießen. Gegen Versicherungsanstalten, welche 
mit der Erstattung der Beträge im Rückstande bleiben, ist auf 
Antrag der Zentralposthehörde von dem Beichs-Versichemngsamt 
das Zwangsbeitreibungs verfahren einzuleiten. Die Motive betonen 
ausdrücklich, daß die Vorschüsse sich in Zuschüsse verwandeln, 
falls die Versicherungsanstalten zur Erstattung nicht imstande 
seien '). 

Alle Bestimmungen über die Durchführung der Versicherung 
darch Mitwirkung der Fostverwaltung finden auch Anwendung 
auf die sogenannten Kasaeneinrichtungen. Diese kann der Bundes- 
rat unter den im Gesetze bestimmten Voraussetzungen zu- 
lassen; — sie treten dann mit den Versicherungsanstalten in ein 
Gemeinschaftsverhältnis. Bei der Verteilung der Rente ist ihnen, 
wenn sie weitergehende Bezüge gewähren, nur derjenige Teil 

') Vergl. Moüve S. 119. . 
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der zagfiflossenen Beiträge zuzuteilen, der für die Gewährung 
von Renten in der dnrch den Entwurf festgesetzten Höhe ge- 
fordert wird. Der Entwurf hatte , wie oben erwähnt, die besonderen 
Eaeseneinrichtnngen den Versicherungsanstalten Tollständig gleich- 
gestellt. Sie gewähren aber zum großen Teil mehr als die 
Versicherungsanstalten. Daher mußte billigerweise der Maßstab, 
welcher bei Verteilung auf die besonderen Easseneinrichtangen 
anzuwenden ist, besonders ermittelt werden. 

Die Motive betonen auch, daß ihnen in gleicher Weise Ein- 
wendungen gegen ihre Beteiligung an der Rente zustehen wie den 
Versicherungsanstalten. Soweit die Einrichtungen nun die von 
ihnen festgesetzten Renten ohne Vermittelnng der Postanstalten 
selbst zahlen, wird ihnen der Reichsznschuß am Schluß eines 
jeden Rechnungsjahres auf jedesmalige Liquidation direkt über- 
wiesen. Die Versicherungsanstalten, auf welche Teile der von 
jenen besonderen Einrichtnugen gezahlten Renten entfallen, haben 
diese Anteile nach deren Feststellung durch das Rechnungsboreau 
den Vorständen der betreffenden Einrichtungen jährlich zu er- 
statten. Damit ist gesi^t, daß die Kasseneinrichtungen wohl 
berechtigt, aber nicht verpflichtet sein sollen, die von ihnen 
endgültig festgesetzten Alters- und Invaliditätsrenten ebenfalls 
durch die Post auszahlen zu lassen. Sie können also auch 
die Zahlungen durch ihre eigenen Zahlstellen bewirken lassen. 
Zweifelhaft erscheint nnr, ob sich diese Befugnis, die Post- 
verwaltnng in Ansprach zu nehmen, auch auf die statutarischen 
Mehrleistungen an Invfdiden- und Altersrenten bezieht. Für andere 
Arten von Kassenleistungen sollen die Postanstalten nicht in 
Anspruch genommen werden dürfen. 

Die Bestimmung, daß die Postanstalten mit dem Verkauf 
der Beitrf^smarken beauftragt sind, ist der Initiative des Reichs- 
tags zu verdanken, wie unten des Näheren darzulegen sein wird. 

Am 6. Dezember 1888 begann im Reichstag die erste 
Beratung'). Völlig abiebnend gegen den Entwurf verhielt eich 
keine Partei. Die erste Lesung beanspruchte drei Sitzungen. 
Schließlich wurde der Entwurf einer Kommission von 28 Mit- 
gliedern überwiesen. In elf Sitzungen entledigte sie sich ihrer 
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Aufgabe, nachdem sie zahlreiche Äbändeningeii vorgenommen 
hatte. Am 24. Mai 1888 fand die Gesamtahstimmnng über das 
Gesetz statt, bei welcher nni 39 Abgeordnete fehlten. Mit 185 
gegen 165 Stimmen warde der Entwurf angenommen. 

Nach der vom Reichstage vorgenommenen Abänderung ist die 
Tätigkeit der Post folgendermaßen geregelt. 

Die Auszahlung der Rente erfolgt auf Anweisung der 
Anstalt, welche die Rente festgesetzt hat, vorschußweise durch 
die Post verwaltun gen , und zwar in der Regel durch diejenige 
Postanstalt, in deren Bezirk der Empfangsberechtigte wohnt. Die 
Post Verwaltungen sind befugt, sich einen Betriebsfonds von den 
Versicherungsanstalten äberweisen zu lassen. Die betreifenden 
Zentralpostverwaltungen stellen dem Rechnungsbureau Nach- 
weisnngen auf, welche die Grundlage zur Verteilung auf die be- 
teiligten Versicherungsanstalten und die besonderen vom Gesetz 
zugelassenen Kasseneinrichtnngen bilden. Zwei Wochen nach 
Empfang der Schluß an Weisung müssen den Postverwaltungen 
die von ihnen vorgeschossenen Beträge aus den bereiten Mitteln 
der Anstalt bezw, Kassenetntichtung erstattet werden. Sind solche 
nicht vorhanden und bietet auch der Reservefonds solche nicht, 
dann hat der weitere Kommunalverband bezw. der Bundesstaat 
die erforderlichen Beträge vorzuschießen. Bleiben Versicherungs- 
anstalten mit der Erstattung der Beiträge im Rückstand, so ist 
auf Antrag der Zentralpostbehörde das Zwangsverfahren ein- 
zuleiten. Soweit Kassen einrichtungen die von ihnen festgesetzten 
Renten ohne Vermittelong der Post selbst auszahlen, wird ihnen 
der Reichszuschuß am Schlüsse des Rechnungsjahres auf jedes- 
malige Liquidation direkt überwiesen. 

Die Aufnahme der Bestimmung, daß die Postanstalten mit 
dem Markenverkauf belastet werden, wurde damit begründet , daß 
die Erlangung der Marken mehr erleichtert würde, als dies bei 
ausschließlicher Errichtung von Markenverkaufsstellen der einzelnen 
Versicherungsanstalten der Fall sein kann. Für das Reich entsteht 
dadurch ein weiterer Zuschuß zu den Kosten der Invaliditäts- 
und Altersversicherung. ') Mit Rücksicht auf die von den Bundes- 
staaten Bayern und Württemberg geltend gemachten Bedenken, 
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daß jede Belastung der Poet durch Reiclisgesetz mit nicht eigentlich 
postalischen Geschäften im Prinzip eine Beschränkung des ihnen 
zustehenden Reservatrechts sei, wurde schließlich noch die Be- 
stimmung in § 162 III aufgenommen, daß die Tätigkeit der Post 
bezüglich des Markenverkanfs nnr mit Zustimmung von Bayern 
und Wärttemberg in Kraft tritt. 

Nachdem der Bundesrat den Reichstagsbescblüssen seine Zu- 
stimmung gegeben hatte, wurde das Gesetz am 26. Juni 1889 
im Reichs -Gesetzblatt Nr. 13 publiziert; in Kraft trat ea am 
1. Januar 1891. 



2. Die NoToUe vom 13. JoU 1899. 

Als wesentlicher Mangel des Gesetzes von 1889 hatte sich 
herausgestellt, daß die kleineren Versicherungsanstalten relativ 
ganz erhebhch höher belastet waren als die größeren. Diese, 
z. B. Berlin, hatten ein ganz bedeutendes Vermögen bereits an- 
gesammelt und vermochten ihre Ausgaben fast völlig aus den 
Zinsen zu bestreiten, während die kleineren Versicherungs- 
anstalten in den östlichen Provinzen immer an einem erheblichen 
Defizit zu leiden hatten. 

Die Novelle \gollte hierin Wandel schaffen, indem sie die 
Frage des sogenannten finanziellen Ausgleichs besser regelte. Die 
Lasten werden nunmehr verteilt auf das Reich, auf das Gemein- 
vermogen sämtlicher Versicherungsanstalten des Deutschen Reichs 
und auf das Sondervermögen der einzelnen Versicherungsanstalten. 

Bezüglich der Tätigkeit der Postverwaltung brachte die Novelle 
auch einige Neuerungen. 

Nach dem bisherigen Gesetz konnten vom 1. Januar 1892 
ab die Postverwaltungen von den Versicherungsanstalten viertel- 
jährlich Vorschuß leistungen auf Rechnung der zu erstattenden 
Renten beanspruchen, wobei die im abgelaufenen Rechnungsjahr 
vorgeschossenen Beträge als Grundlage angenommen wurden. Es 
stellte sich jedoch heraus, daß durch die stetig steigenden Beträge 
der von den Postverwaltungen vorschußweise und ohne Anspruch 
auf Zinsvergütung zu zahlenden Invalidenrenten, Altersrenten und 
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Beitragserstattungen Schwierigkeiten bei der Beschaffnng der er- 
forderlichen Betriehsfonds entstehen und empfindliche Zinaverluste 
erwachsen könnten. Deshalb mußten die an die Postverwaltungen 
zu zahlenden Betriebsfonds verstärkt werden. Und zwar geschah 
dies so, daß nicht mehr die im abgelaufenen Rechnnngsjahr 
geleisteten Vorschüsse der Postverwaltungen, sondern die im 
laufenden Rechnungsjahr voransaichtüch auszuzahlenden Renten- 
beträge maßgebend sein edlen. Hierdurch wird der Zinsverlust 
unerheblich und die Finanzlage weniger bedenklich. Ferner wird 
die Vorschrift aufgenommen, daß der Betriebsfonds in viertel- 
jährlichen oder monatlichen Teilzahlungen abzuführen ist. Dabei 
ist die Frage offen gelassen, wer diese Frist bestimmen kann, — 
die Postbehörde oder die Versicherungeanstalt. Inzvrischen ist 
nun bestimmt worden, daß die Versicherungsanstalten monatlich 
die Teilbeträge abzufahren haben. Die Berechnung des den Post- 
verwaltungen von jeder Versicherungsanstalt vorzuschießenden 
Betriebefonds wird der Rechnungsstelle des Reiche-Versicberungs- 
amts äbertragen. 

Eine weitere Neuerung brachte die Novelle — wenn auch 
indirekt — durch die Vereinfachung des Verfahrens hei den Aus- 
zahlungen. Schon in der Kommission fttr das I. V. G. ') wurde 
eine solche Vereinfachung angeregt. Es wurde nämlich darüber 
geklagt, daß bei jeder Quittung über Auszahlung der Rente die 
Unterschrift beglaubigt sein müsse. Trotz Hinweises, daß bei 
allen Auszahlungen an Ruhegehältern das gleiche Verfahren 
beobachtet würde, und daß diese Beglaubigung den Zweck habe, 
das Leben der Berechtigten festzustellen, sprachen mehrere Mit- 
glieder der Kommission den Wunsch aus, da.ß die Reichspost auf 
Erleichterungen und Vereinfachungen in dieser Richtung Bedacht 
nehmen möge, u. U. durch Verwendung von Postanweisungen 
oder dergl. '} In gleicher Richtung bewegte sich eine bei der 
zweiten Beratung im Plenum eingebrachte Resolution des Ab- 
geordneten Grafen von Bernstorff: ^^ei Reichstag wolle 
beschließen , an den Herrn Reichskanzler das Ersuchen zu richten, 
bei der Auszahlung der Renten ein einfacheres Verfahren ein- 
führen zu wollen". Dieselbe wurde mit großer Mehrheit an- 
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genommen, nacbdem regieningsseitig der Versuch zugesagt war, 
der in dieser Beziehung gegebenen Anregung Folge za leisten '). 

Diese Vereinfachungen sind in der vom R. V. A. im Eiiv 
Verständnis mit den ZentralpoatbehSrden (des Reichs, Bayerns 
und Württembergs) erlassenen Gescbäftsanweisung, betreffend die 
Auszahlung durch die Post, vom 9. November 1901 enthalten. 

Endlich brachte die Novelle auch bezüglich der Legitimation 
des Empfangsberechtigten eine Erleichterung. Bisher war nach 
§ 86 des I. u. A. V. G. ein besonderer formeller Bereclitignngg- 
ausweis zu erteilen, ähnlich wie die Bescheinigung nach § 64 U. V. G. 
(ä. F.), dessen Vorlegung die Postanstalt berechtigt, aber nicht 
verpflichtet war, zu fordern, und an dessen Inhaber sie jedenfalls 
zahlen konnte*). Diesen Ausweis hat die Novelle als unnötig 
fallen lassen. 

Bezüglich des Markenverkaufs durch die Postanatalten 
ist noch zu erwähnen, daß für den Markenabsatz an die Land- 
bevölkerung schon durch Erlaß des Staatssekretärs des Reichs- 
Postamts vom 2. November 1897 Vorsorge getroffen worden war, 
daß den Landbriefträgern außer der schon bisher geführten einen 
noch eine zweite Sorte der im Landbestellbezirk gangbarsten 
Marken zum Vertriebe an das Publikum als eiserner Bestand mit- 
gegeben wurde. Ähnliches war für Bayern und Württemberg 
angeordnet*). Nun wurde bei den Kommissionsberatungen zum 
I. V. G. der Wunsch ausgesprochen, daß die Landbriefträger 
in noch weiterem Umfange zum Maikenvertriebe herangezogen 
werden möchten. Das Reichs- Postamt hat diesem Wunsche 
Rechnung getragen und unterm 29. April 1899 folgende Verfügung 
an die Ober- Postdirektionen erlassen*): 

„Den Landbrieftiägern soll von jetzt ab die Verpflichtung ob- 
liegen, auf vorherige Bestellung der Entnehmer Versicherungs- 
marken, welche sie entweder der Art nach gemäß der General- 
verfögung vom 2. November 1897 überhaupt nicht mit sich fuhren, 
oder im Falle der Mitfübrung dem Betrage nach nicht in der 

1) Sten.-Ber., 8. 2399. 

») § 91, Abs. 1, I. u. A.V.G. 

1) A. N. 1898, S. 339. 

*> Komin..Ber., S. 160, A. N. 1899, 8. 536. 
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gewflnschten Höhe sofort abgeben können, aaf dem nächsten 
Bestellgange mitzubringen." 

ßiea waten die Neuetungen, welche die Novelle für die Beichs- 
Poetverwaltiong brachte. Es soll nnn Aufgabe des folgenden Teiles 
sein, die von der Postvetwaltung zum Zwecke der ÄusfGhrung 
ihrer gesetzlichen Verpflichtungen getroffenen Maßnahmen und 
ihre Tätigkeit näher zu betrachten. 

C. Systematische Darstellang der gegenwärtig 

geltenden Bestimmnngen über die Tätigkeit der 

Post als Ausführungsbehörde. 

I. Die Auszahlungen der Renten und Entschädigungen und 
der Markenverkauf. 
Die der Reicha-Post Verwaltung durch das G. Ü.V.G. und das I.V. G, 
zugewiesene Mitwirkung zur Ausfährung dieser Gesetze besteht 

1. in der Zahlung der Unfall- und Invaliden-usw.- 
Bezüge an die Empfangsberechtigten und der Führang 
der sich hieraus ergebenden Geschäfte 

und 

2. in der Bereitstellung und dem Verkauf der In- 
valide nversichernngs marken. 

Zur Auszahlung der Banten usw. an das Publikum und zum 
Verkauf der Versicherungsmarken bedient sich die Postverwaltung 
ihrer sämtlichen Postanstalten einschließlich der Postagenturen. 
(Posthilfsstellen sind keine Postanatalten im Sinne des Po3l> 
gesetzes, sie kommen also hierbei nicht in Betracht.) 

Zur Wahrnehmung aller . Geschäfte, die sich aus der 
Zahlung der Unfallentschädigungen und der Invalidenbezüge 
sowie ans der Wiederainziehung der verauslagten Beträge ergeben, 
hat die Reichs -Postverwaltung hei jeder Oher-Poatdirektion ein 
besonderes Bureau, das die Bezeichnung „Renten-Rechnungsstelle* 
führt, eingerichtet. Die Grundlage für den Verkehr der Berufe- 
genossenschaften und Ausfühnmgshehörden sowie der Versicherungs- 
anstalten und besonderen Kasseneinrichtnngen mit den Postbehörden 
bilden die vom Reichs -Versicherungaamt im Einvernehmen mit 
dem Reichs -Postamt und den Zentralpostbehörden von Bayern 
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trnd Württemberg erlasaenen Geschäftsanweisongen , and zwar 
datieren die z. Zt. gültigen vom 31. Dezember 1900 (fär 
die Berofsgenossenscbaften) und vom 9. November 1901 (für 
die Versicherungsanstalten). Sie entbalten die näheren Aus- 
fühmngsbestimmnngen für die in den Gesetzen aaf gestellten 
allgemeinen Grundsätze. Es finden sich darin*) nähere Angaben 
über die für die einzelnen Fälle nötige Form und den Inhalt der 
Zahlungs- und Wegfallanweisungen an die Post, über die Form 
der Quittungen der Empfanger, für welche ebenso wie für die 
Anweisungen Formularmuster beigefügt sind. Endlich beschreiben 
sie das behufs Ausfübrang der Zahlungen im Verkehr mit den Fost- 
behörden und Zahlangsempfängem innezuhaltende Verfahren. 
Auch die Vorschriften wegen der Zahlung von Renten usw. für im 
Auelande befindliche Personen sind darin zum Ausdruck gebracht. 
Diese Geschäftsanweisnngen sind einschließlich der ihnen beige- 
fügten For molare sowohl für die Berufsgenossenschaften und 
AnsfübrungsbehCrden , als auch für die Versicherungsanstalten und 
besonderen Kasseneinrichtungen, soweit sie ihre Zahlungen nach 
§§ 97 G. U.V. G. und 123 I.V. G. durch die Poet zu leisten haben, 
bindend. Zur Ergänzung der Anweisungen sind vom R. V. A. 
wiederholt Rundschreiben ergangen. 

Für die praktische Ausführung aller Bestimmungen sind 
far die Postanstalten und die Renten -Rechnnngsstellen vom 
Reichs-Postamt genaue Anweisungen gegeben, die in den Ab- 
schnitten VIII und XI der Allgemeinen Dienstanweisung ftlr Post 
und Telegraphie sowie im Amtsblatt des Reichs -Postamts ver- 
öffentlicht worden sind. 

Nach all diesen Vorschriften gestaltet sich nun das Verfahren 
folgendermaßen. 

Die Berufsgenossenschaften und Invaliden - Versicherungs- 
anstalten übersenden die festgestellten Zahlungsanweisungen an 
die Ober -Pestdirektion ihres Bezirks. (Für diese Anweisungen 
werden zwei einheitlich festgestellte Sorten von Formularen ver- 
wendet, von denen das eine für fortlaufende, das andere für einmalige 
Zahlungen bestimmt ist.) Die Renten-Rechnungsstelle unterwirft alle 
eingehenden Anweisungen eist einer genauen Prüfung, ob sie auch 
den Anforderungen entsprechen. Es dürfen z. B. — um einige 

>)lHaSbach de« ß. V. Ä. 1901, S. 373. 
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der geforderten Eigenschaften heraaszngreifen — nur die vor- 
geschriebenen Formulare verwendet worden sein, die auszuzahlenden 
Beträge, die entschädigungs- oder füreorgeberecbtigten Personen 
mässen genau bezeichnet sein. Auch auf die Echtheit der Unter- 
schriften der Vorstandsmitglieder der Bemfsgenossenscbaften und 
der nicht durch Behörden vertretenen besonderen Eassenein- 
richtungen muß sich die Prüfung erstrecken. Wenn sich keine 
Bedenken ergeben, werden die Anweisungen mit dem Namenszug 
des Prüfungsbeamten und dem Abdruck eines Prüfungsstempels 
versehen. Hat die Auszahlung der Bezüge im Bezirk einer anderen 
Ober-Postdirektion, oder in Bayern oder Württemberg stattzu- 
finden, so werden die Anweisungen noch am Tage des Eingangs 
dortbin gesandt. Dadurch, daß auch diese Anweisungen gleich 
bei der Benten-Rechnnngsstelle des Aufgabebezirks geprüft werden, 
lassen sich bei Beanstandungen größere Zeitversäumnisse, die durch 
das Hin- und Zurücksenden von dem entfernten Bezirk notwendig 
entstehen würden, vermeiden. Die nicht beanstandeten, im eigenen 
Bezirk zahlbaren Anweisungen werden mit einer fortlaufenden 
Nummer unter Voransetzung des Buchstabens U') versehen. In 
gleicher Weise wird mit den Einstellungsanweisungen .verfahren, 
jedoch erhalten diese anstatt einer neuen Nummer diejenige der 
durch sie aufgehobenen Zahlungsanweisung. 

Die Zahlungsanweisungen für den eigenen Bezirk werden 
nunmehr gebucht. Jede Anweisung zur fortlaufenden Zahlung 
wird in eine besondere Stammkarte eingetragen. (Die Stamm- 
karten werden in Holzkästchen für jede Berufsgenossenschaft, 
Versicherungsanstalt nsw. und bei den Versicherungsanstalten 
auch für jede Rentenart (A, I, K) getrennt aufbewahrt.) Die 
Anweisungen zu fortlaufenden Zahlungen über Unfallrenten werden 
außerdem zusammen mit den Anweisungen über einmalige Zahlungen 
in besonderen U-Verzeichnissen gebucht, während eine weitere 
Buchung der Anweisungen über A-, I- und K-Renten nicht statt- 
findet. Die einmaligen Zahlungen an Invalidenbezügen werden 
in besondere Listen (A, I, K, E) — für jede Rentenart getrennt — 
eingetragen. 

<) Dieser Bnchst&be, der nraprünglich nur die ^Ünfallreaten" kenn- 
zeichDCD sollte, ist »ach für die apiter hinzugetretenen Invalidenbeziige bei- 
behalten worden. 
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Diese Bachangen usw. weiden so beachleanigt, daß die 
Anwelsimgen ebenfalls noch am Tage des Eingangs den aus- 
zahlenden Postanstalten, und zwar füi gewöhnlich an diejenige 
Postanstalt, in deren Bezirk der Empfangsberechtigte wohnt, 
zugesandt weiden können. 

Die Postanstalten fähren zwecks Bnchnng und Verrechnung 
der Unfallentschädigangen usw. eine mindestens alljähilich zu 
erneuernde Bentenatammliste und eine Rentenmonatsliste. Erstere 
bleibt dauernd bei dem Amt, da sie als Grundlage für die 
Renten- usw. Zahlung zu dienen hat, während die Monatsliste als 
Abrechnungsbeleg allmonatlich dei Obei-Postdirektion eingesandt 
werden muß. 

Die Rentenempfänger haben inzwischen in den ihnen von 
den Berufsgenossenschaften bezw. den Versicherungsanstalten 
zugegangenen Quittangsformularen ihre Unterschriften amtlich 
beglaubigen lassen — sofern nicht, wie es bei einmaligen Zahlungen 
zulässig ist — die anweisende Behörde usw. auf eine Beglaubigung 
verzichtet und dies in der Anweisung angegeben hat. Zur Ab- 
hebung der ihnen zugebilligten Bezöge begeben sich die Renten- 
empfänger alsdann nach der ihnen bezeichneten Postanstalt. 
Empfangsberechtigte Ehefrauen bedürfen nach einer Rekora- 
Entscheidung des Reichs-Versichernngsamts') zur Empfangnahme 
von Zahlungen der Zuziehung des Ehemanns nicht. 

Bei den Postanstalten erfordert die Auszahlung dei Ent- 
schädigungen und Renten einen erheblichen Aufwand an Beamten- 
und Unterbeamtenkräften, welcher um so empfindlicher auf die 
Abwickelung der fibrigen Geschäfte wirkt, als die Auszahlung 
sich zum weitaus größten Teil auf den Monatsanfang beschränkt. 
Der von Jahr zu Jahr — mit der wachsenden Wirksamkeit der 
sozialpolitischen Gesetze — sich steigernde Andrang hat die 
Reichs -Postverwaltung zu den weitgehendsten Maßnahmen greifen 
lassen, um einen geordneten Zahlungsverkehr zu ermöglichen'). 
Nach den amtlichen Statistiken des Reichs-Fostamts hat die Zahl 
der Empfänger im Reichspostgebiet — also ausschließlich Bayerns 
und Württembergs — 



») A. N. 1887, S, 361. 

>} SUtiatik des R. P. A. für 1901, 1902, 1903. 
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i. J. 1901 . . 1523000 mit 11673000 
i. J. 1902 . . 1675000 mit 13001000 
t. J. 1903 . . 1835000 mit 14266000 
Einzelabhebangen betragen. 

Es holen demnach in jedem Monat durchschnittlich weit über 
1 MülionEmpfanget ihre Renten usw. von denReichs-Postanstalten ab. 

Mit Rücksicht aaf die schon oben angegebene Tatsache, daß 
der weitaas größte Teil dieser Bedürftigen am Monatsanfang sich 
bei den Postanstalten einfindet, entsteht bei den größeren Post- 
anstalten, insbesondere in Berlin and den großen Orten in 
industrieUen Gegenden, ein Andrang, dem nur mit aaßer- 
gewöhnlichen Maßnahmen zu begegnen ist. Dazu gehören die 
Verlegung der Aaszahlungsstellen aus den Schalterräomen in 
räumlich getrennte Gebäude, in öffentliche Tninhallen, oder in 
die Packkammern der Poetamter. Um des Weiteren den Renten- 
empfängern das lange Warten zu ersparen, ist aach bei vielen 
Postanstalten die Einrichtung getroffen, daß die abholenden 
Personen sich nach der Reihenfolge der Anfangsbuchstaben ihres 
Namens innerhalb bestimmter Zeitabschnitte an den ersten Tagen 
des Monats znr Empfangnahme der Rentenheträge einfinden. 
Beispielsweise holen zwischen 8 und 9 Uhr vormittags die Personen 
mit den Änfangsbachstahen A — E ab, von 9 — 10 Uhr solche, 
deren Namen mit F — M beginnen asw. Ein Zwang znr 
Innehaltnng dieser Fristen wird aber nicht aasgeübt. 

Zur Vermeidung von Streitigkeiten wird auch bei einzelnen 
Postämtern mit starkem Rentenverkehr von Nommemkarten Ge- 
brauch gemacht. 

Bis zum 10. jedes Monats haben die Postanstalten gleich- 
zeitig mit der Rentenmonatsliete auch die zagehörigen Belege 
(Quittungen und erledigte Anweisungen) für den abgelaufenen 
Monat an die Ober-Postdirektion einzusenden, nachdem der Gesamt- 
betrag als Forderung m die Abrechnung mit der Ober-Poatkasse 
aufgenommen worden ist. Bei der Ober -Postdirektion (Renten- 
Rechnangsstelle) werden zunächst die Monatslisten geprüft. Sodann 
werden die Quittungen nach Berufsgenossenschaften, Versicherungs- 
anstalten usw. — fUr jede Beriifsgenossenschaft usw. besonders 
— nach der U-Nummer geordnet und auf Grund der Stamm- 
karten hinsichtlich ihrer Richtigkeit geprüft. Zum Zwecke der 
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Abrecfannng wird demnächst festgesteUt, welcher Gesamthetrag 
fOr jede Berufegenossenschaft usw. venechiiet woiden ist. Die 
FeststelluDg erfolgt: 

a. hinsichtlich der Unfallentschädigangen dorch Bncbang 
der Einzelbetiäge in den U-Teizeichnissen, die in ÜTSchtift 
zti den Abrechnungen dienen, 

b. bei den Invalidenbezägen dnrcb Festlegnng der aasgezahlten 
Beträge mit der Becheninaschine. 

Die Abrechnangen erfolgen alljährlich, nnd zwar im Lanfe 
des Monats Februar. 

Eine Verptlichtang der Empfangsberechtigten znr Abhebung 
der Ent«cfaädignngen bei der Post innerhalb besimmter Zeit be- 
steht nicht, vielmehr kann der Berechtigte eine Beute mehrere 
Honate anabgehoben lassen und dann die fällig gewordenen 
Beträge zusammen abheben ■). Wenn nun die Abhebung bei den 
Postanstalten nicht bis znm Ablauf des Fälligkeitsmonats erfolgt 
ist, so werden die Emp^uger durch die Postanetalten einmal 
mittelst gebflhrenfreien Briefes an die Abhebung erinnert. Diese 
Erinnerung unterbleibt jedoch, wenn den Postanstalten bekannt 
ist, daß der Empfangsberechtigte zur Zeit nicht abheben will, 
oder wenn er bereits die Zahlung für den vorangegangenen Monat 
nicht abgehoben bat. 

Eine weitere Tätigkeit fär die Arbeiterffirsorge ist den Post- 
anstalten durch den Verkauf der Invaliden-Versichemngsmarken 
abertragen. 

Sämtliche Postanstalten einschließlich der Postagentaren 
fuhren diese Wertzeichen. Wie bedentend sie dadarch in Ansprach 
genommen werden, lehrt ein Blick anf die Statistik*), sowie die 
weiter nnten aufgestellte Kostenberechnung. Von den 15 Marken- 
sorten (1 Wochen-, 2 Wochen- und 13 Wochenmarten für je 
5 Lohnklassen) wurden beispielsweise im Jahre 1903 dnrcb die 
Beichs-Postan stalten nicht weniger als etwa 431 Millionen Stttck 
im Gesamtwerte von etwa 118 Millionen Mk. umgesetztl 

Hierbei ist aber noch in Betracht zu ziehen, daß die Beträge 
der 15 Arten Versicherungsmarken im Gegensatz zu denen der 
Postwertzeichen — wenigstens znm größten Teil — sowie zu den 



>) Terfgg. i K. V. A. y. 5. 6. 1887. 1. 8035. 
^ Siebe Anlage (TabeUe 1 und la, 8. 68-63). 
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Wechselstempel- and statistischen Wertzeichen, niir zum kleineren 
Teil (6 : 15) dem Dezimalsystem entspiechea. Die Berechnung des 
Erlöses der verkauften Versicherongsmatken sowie des Wertes 
der zu übergebenden Markenbestände ist durch die notwendige 
Vervielfältigung der Zahlen (14, 24, 28, 36, 48 u. a. f.) mühsam 
und viel zeitraubender, als bei den übrigen Wertzeichen; — trotz 
Benutzong amtlich gelieferter Tabellen. Da diese Berechnungen 
— abgesehen von dem eigentlichen Verkauf — sich infolge der 
täglichen Kassenabschlüsse und Übergaben auch täglich wiederholen, 
80 wird man zugeben müssen, daß mit dem Vertrieb der Ver- 
sicherungsmarken eine erheblich größere Arbeit verbunden ist, 
als mit demjenigen der übrigen Wertzeichen. 

n. Die UnfallTerBiclierang der im Beixiebe der Beicbs- 

PostTerwaltimg beschäftigten, nicht im BeamtenTerhältnisBe 

stehenden Personen. 

Das Gesetz , betreffend die Ausdehnung der Unfall- und 
Krankenversicherung vom 28. Mai 1885, in dem die Unfall- 
versicheiungspflicht auch auf den gesamten Betrieb der Reichs- 
Postverwaltung ausgesprochen wurde, ist aufgehoben worden und 
nunmehr in das allgemeine Gewerbe-Unfallversicheiungsgesetz 
übergegangen. In § 1 Ziffer 3 des G. ü V. G. werden auch die 
im Betriebe der Postverwaltung beschäftigten Personen, Bauleiter, 
Techniker und Arbeiter der Unfallversicberungspflicht nnteistellt, 
ohne daß sie eigentliche Beamte sind. Man kann hier einen 
Unterschied machen zwischen unmittelbar und mittelbar im 
Betriebe der Verwaltung beschäftigten Personen'). ^Bauleiter und 
Techniker verrichten in der Regel keine. „Arbeit " im Sinne 
des Gesetzes; ihre Tätigkeit ist mehr eine beaufsichtigende; 
daher unterstehen sie dem Versichemngszwang nur dann, wenn 
ihr Jah res ar bei ts verdien st an Lohn oder Gehalt 3000 Mk. nicht 
übersteigt. 

Zu den unmittelbar beschäftigten versicherten Personen 
sind insbesondere zu rechnen*): 



>) Yergl, den Aufsatz von Zetzach im Arch. f. Post n. Telegr. 1904, 
Nr. 18, 14, lö, 
*} £od. loc. 
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die bei Leitung oder Oberwachang der ■ Ausführung von 
Bauten gegen unmittelbare Veigfitung beschäftigten, nicht 
im BeamteDTerhältnisse stehenden Baumeister, BaufBhier, 
Bautechniker, Banaafseher nnd Bauwächter, 

die Telegraphenarbeiter, 

die Arbeitet in den fUr Rechnung der Postvetwaltung 
betriebenen Stangenzubereitungsanstalten, 

die im Betriebe verwendeten Aashelfer nnd Aushelferinneo, 
einschließlich der zur Anshilfe herangezogenen jugend- 
lichen Personen (Schreibgehilfen, jugendliche Telegramm- 
besteller und sogenannte Klebejnngen), 

die unmittelbar aus der Postkasse bezahlten Scheuerfranen, 

die Handwerker der teicbseigenen Posthaltereien, 
Zu den mittelbaren Arbeitern zählen hauptsächlich: 

die von den Postagenturen zum Orlsbest eildienst oder zu Bahn- 
hofsgängen, von Bilftstelleninhabem zum Bestelldienste, 
von Landbriefträgem zum Fortschaffen schwerer Pakete 
herangezogenen Personen, 

die für Botenposten von den Hauptboten eingestellten, aus 
Pauschsnmmen bezahlten Beiboten, 

die Personen, von denen Postagenten die ihnen obliegenden 
Geschäfte wahrnehmen oder Hilfsstelleninhaber sich ver- 
treten lassen, 

die von alleinstehenden Post Verwaltern in Fällen kfiizeret 
Krankheiten oder kurzer Abwesenheit eingestellten Ver- 
treter, 

die ans Panschvergtitungen der Vorsteher von Verkehts- 
anstalten oder anderen Beamten bezahlten Scheuerfrauen 
und die Hilfskräfte der unmittelbar aus der Postkasse 
bezahlten Scheuerfrauen, 

die von den Poatbaubeamten und Postbauleitem angenommenen, 
nicht unmittelbar aus der Fostkasse bezahlten Hilfskräfte 
(Bauaufseher usw.). 

Dieser Personenkreis kommt bezüglich des gesamten Betriebes 
der Post- und Telegraphenverwaltung in Betracht. Darunter 
fällt der ganze technische Beförderungs- and Bestellungsdienst, 
die Herstellimg und Instandsetzung von hierzu gehörigen baulichen 
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Anlagen nsw. Es haben also aaszoscheiden solche Venichtungen, 
welche mit dem eigentlichen gewetbstechnischen Betriebe nichts 
zn tnn haben, sondern sich lediglich auf die buteanmäßige Ver- 
waltung beziehen. 

Ein solcher Unterschied wird nicht gemacht, wenn es sich 
nach § 2 des G. U. V. G. nm Arbeiter handelt, welche im Beieiche 
der Postverwaltang bei der Bedienung von Dampfkesseln oder 
dnrch elementare Kraft (Wind, Wasser, Dampf, Gas, heiße 
Luft, Elektrizität usw.) oder durch tierische Kraft bewegten 
Triebwerken beschäftigt sind, etwa Warmwasser-Heizungsanlagen, 
elekirische Beleuchtungsanlagen, hydraulische oder elektrische 
Fahtstuhlanlagen usw. 

Werden diese versicherten Personen neben ihrer Beschäftigung 
im Betriebe auch noch zu häuslichen und anderen Diensten heran- 
gezogen, 80 erstreckt sich die Versicherungspflicht nach § 3 
G. U. V. G, auch auf diese. Dies ist eine durch das G. U. V. G. 
geschaffene Neuerung, 

Was die Leistungen angeht, so bleiben diese bezüglich des hier 
in Betracht kommenden Pereonenkreises genau dieselben wie sonst. ■) 
Einige Besonderheiten des Verfahrens bei Feststellung 
von Entschädigungen sind noch hier zu erwähnen. Die Fest- 
stellung der Entschädigungen geschieht durch die bei dem Reichs- 
Postamt in Berlin bestehende Post -Versicherungskommission 
Ausgeschlossen sind die von der Ober -Postdirektion in ihrer 
Eigenschaft als Betriebsunter nehm er selbständig zu bewirkenden 
Leistungen, etwa die Zuzahlung von Krankengeld oder die Ge- 
währung der Krankenunterstütznng ans der Postkasse. Die Ober- 
Postdirektion, welche den Verunglückten entlohnte, berichtet den 
Fall mit allen erforderlichen Unterlagen an die Post -Versicherungs- 
kommission. Hier wird die Höhe der Entschädigung festgestellt. 
Für solche verunglückte Versicherte, bei denen die Feststellung 
der Entschädigung nicht von Amtswegen geschieht, besteht eine 
Ausschlußfrist von zwei Jahren. Die Auszahlung der Entschädigung 
geschieht durch die Ober -Postdirektion, in deren Bezirk der 
Entschädigungsberechtigte seinen Wohnsitz hat. Gegen die Fest- 
ig Die Leistungen der Reichs - Postier waltnng als Ausführungsbehörde 
vergl. Tabelle .3. 



;abyG00<^lc 



— S2 — 

stellaog der Post-VersichermigBkommission steht dem Vetnit- 
glüt^ten die Berafong aof schiedsgerichtliclie Entscheidung zn, 
and zwar innerhalb eines Monats nach Zostellnng des Bescheids" '). 

D. Die Tätigkeit der Poatverwaltnng 

als ÄnsfUhrangsbehörde in rechtlicher bezw. 

verwaltungsrechtlicher Beziehung. 

Die rechtliche Verpflichtung der Reichs -Post Verwaltung zur 
Ausführong der im Vorgehenden beschriebenen Tätigkeit resultiert 
aus den §§ 97—99 und 106 G. ü. V. G. und den §g 56, 123, 124 
und 127 I. V. G, Diese Vorschriften entbehren aber durchaus 
jener juristischen Klarheit, die sich als ganz zweifels&ei und den 
beteiligten Stellen als einer abweichenden Auslegung gar nicht 
fähig erscheinen lassen, wie ja überhaupt viele Vorschriften des 
Arbeiterversicherungsrechtes viel zu kompliziert und, dem Arbeiter 
noch sehr bäuflg ein Buch mit sieben Siegeln sind. Die Praxis 
des Reichs -Versicherungsamts hat allerdings eine gewisse Klarheit 
geschaffen. 

Für die Entscheidung, welche Zahlungen rechtlich durch 
Vermittelung der Post zu leisten sind, kommen zwei Gesichts- 
punkte in Betracht, nämlich 

1. die Qualität des zahlungspflichtigen Subjekts 
und 

2, die objektive Art der Zahlungsverbindlichkeit*), 
Auf dem Gebiete der Unfallversicherung sind es die Zahlungen 

der Berufsgenossenschaften 
und der für die Betriebe des Reichs, der Bundesstaaten und 
öffentlichen Korporationen als Träger der U. V. bestellten 
Ausfährun gsbehörden. 
Auf dem Gebiete der Invalidenversicherung sind es im all- 
gemeinen die Zahlungen 

der Landes -Versicherungsanstalten 
und der vom Bundesrat aus Zweckmäßigkeitsgründen zu- 
gelassenen besonderen Kasseneinrichtungen. 

1) Ueber deo Begriff „Unfall" und über einzelne im Betrieb der Poat- 
veriTaltuDg häufiger vorkommende Fttllo vergl, den erwähnten Aufsatz von 
Zetzsch. 

^) Roain, Das Eecbt der Arbeiterversichernng, 1890, Bd. I, S. 79t. 
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Fär die E]D3pp9chafte-Benif8gettos8en8cbaft ist es nach § 134 
Abs. 2d G. U. V. G, snlässig, daß nach statutarischer Bestimmang 
die Auszahlung der Gintschädigangen dnrch die Knappschaftskassen 
bewirkt werden kann. Ebenso steht es, wie aus dem Wortlaut 
des § 174, Abs. 2 I. V. G. hervorgeht, den zugelassenen Kassen- 
einrichtnngen frei, die von ihnen festgesetzten Renten und die 
etwaigen Beitragserstattongen ohne Vermittelung der Postanstalten 
selbst auszuzahlen, oder aber sich der Vermittelung der Post- 
anstalten zu bedienen. In diesem Falle finden die Bestimmungen 
des § 123 und der Geschäftsanweisang vom 9. November 1901 
entsprechende Anwendung. 

Während nun die Genossenschaften bezw. Behörden mit 
obiger Ausnahme durch das Gesetz verpflichtet sind, die 
Zahlungen durch die Post zu bewirken, fallen die Zahlungen, 
welche anf dem Gebiet der U. V. von Unternehmern, Kranken- 
kassen, Gemeinden zu leisten sind, nicht unter diese Verpflichtung. 

Aber nicht alle Zahlungen der vorstehend angegebenen Träger 
der Unfall- und Invalidenversicherung werden durch die Post 
zwangsmäßig vermittelt: es kommen nur solche Zahlungen in Be- 
tracht, die man am zutreffendsten wobl als „Fürsorgeleistungen" 
charakterisieren kann. 

Bei der Unfallversicherung sind es 

die auf Grund der §§ 8—10, 15-20 und 22 G. ü. V. G. 
zu zahlenden Entschädigungen; nämlich der Schadenersatz bei 
Körperverletzungen: Kosten des Heilverfahrens, welche vom 
Beginn der 14. Woche nach Eintritt des Unfalls an entstehen, 
und eine dem Verletzten vom Beginn der vierzehnten Woche nach 
Eintritt des Unfalls an für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit za 
gewährende Rente. 

Ferner gehören hierher die Entschädigungen für den Fall 
der Tötung, nämlich der Ersatz der Beerdigungskosten und 
eine den Hinterbliebenen des Getöteten vom Todestage an zu 
gewährende Rente. 

Im weiteren ist es eine den Angehörigen des Verunglückten 
für die Zeit der Verpflegung desselben in einem Krankenhause 
zustehende Rente, welche als Fürsorgeleistnng ihre Zahlung durch 
die Post ZQ- finden hat. 
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Auch die Zahlangen*) zur Erstattnng von Analagen haben 
dnich die Post zn erfolgen, wenn die BemfegenosseD Schäften von 
ihrer ihnen lt. § 11 zustehenden Befagnis, der Krankenkasse, 
welcher der Verletzte angehört, die Fürsorge fdr denselben ober 
den Beginn der 14. Woche hinaus bis znr Beendigung des Heil- 
verfahrens zu öbertragen, Gebrauch gemacht haben. 

Dagegen sind andere, als die bisher ernähnten Zahlungen, 
nicht auf dem postalischen Wege zu bewirken — so z. B. die 
Zurückzahlung zuviel erhobener Beiträge an die Mitglieder, die 
Begleichung ärztlicbei Honorarforderungen, die Auszahlung der 
Beamtengehälter usw. Ebensowenig darf auch die Einzahlung 
von EntschädiguDgsbeträgen bei öffentlichen Hinterlegungsstellen, 
welche u. U. mit Kdcksicht auf die von mehreren angeblich 
Bezugsberechtigten auf Grund des § 26 erhobenen Ansprüche 
erfolgen muß, durch die Post erfolgen, Bondem nach Maßgabe 
der einschlägigen landesgesetzlichen Bestimmungen. 

Auf dem Gebiete der Invalidenversicherung werden durch 
die Post alle Renten, welche auf Grund des 1. V, G. von 
den Versicherungsanstalten festgesetzt werden, ausgezahlt. Das 
Gleiche gilt für die nach §§ 42 — 44 1. V, G. zu erstattenden 
Beiträge, wenn dies auch — anscheinend versehentlich — *) im 
J. V. G. nicht ausdrücklich, wie im § 95, Abs. 2 I. u. Ä. V. G., 
hervorgehoben ist. Denn es liegt diesen Erstattungen auch ein 
gewisser Fürsorgecharakter zu Grunde: sind sie doch — wenigstens 
teilweise — ihrem Zwecke nach einer Art Witwen- und Waisen- 
versorgung zu dienen bestimmt. 

Auch die nach § 26 I. V. G. zulässigen Eapitalabtindungen 
an Ausländer, welche ihren Wohnsitz im Deutschen Reich aufgeben, 
sind dem Berechtigten durch die Post zu zahlen. Dagegen sind 
Zahlungen, welche für die V. A. nicht die Erfüllung eines gegen 
sie begründeten Anspruches auf Invaliden- und Altersfürsorge 
darstellen, nicht notwendig durch die Post zu leisten. Es sind 
dies z. B. die nach § 18 I. V. G. von den V. A. zu erstattenden 

1) Handbuch d. R. V. A. 1901, S. 374. 

*) Das Invalidenversicberungsgeecte v. Isenbart und Spicihagen, 
2. Aufl. 1903, g 123, Note 6. 
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Kosten des Heilverfahrens '). Andererseits erfolgt- die Aaszahlong 
der Rente durch die Post, wenn an Stelle des orsprflnglich 
Empfangsberechtigten gemäß §§ 24 and 49 eine Gemeinde oder 
ein Armenverband tritt*). 

Endlich ist noch ^q erwähnen, daß die nach der Praxis des 
B. V. A. für die von den T. A. bei öffentlichen Hinterlegnngn- 
stellen eingezahlten Entschädigangsbeträge , welche n. U. mit 
Rücksicht anf die von mehreren Berechtigten erhobenen Ansprüche 
erfolgen kann, dasselbe Verfahren wie bei den analogen Zahlungen 
der Berofsgenossenschaften — nämlich nicht durch die Post — 
einzuschlagen ist'). 

Soweit also nicht durch das Gesetz Ausnahmen vorgesehen 
sind, ist die Mitwirkung der Postverwaltung zwingendes Recht, 
doch betrachtet das R. V. A. *) die in Notfallen auf anderem 
Wege, z. B. dnrch Vertrauensmänner bewirkten Vorschoßzahlnngen 
als zulässig. In diesen Fällen wird aber zwischen dem Vor- 
schießenden und dem Zahlungsempfänger lediglich ein Privat- 
rechtsverhältnis begründet , dessen Abwickelung in der Weise 
erfolgen kann, daß der Entschädigungsberechtigte sich damit 
einverstanden erklärt, daß die Zahlungsanweisung an die Post 
aber den vorgeschossenen Betrag auf den Emp^nger zu Händen 
des Vorschießenden gestellt wird. 

Nach §97 G.Ü.V. G. und § 123 J.V.G. ist zur Auszahlung 
der auf Grund der bezeichneten Gesetze zn leistenden Ent- 
schädigungen und Renten in der Kegel diejenige Postanstalt 
zuständig, in deren Bezirk der Empfangsberechtigte zur Zeit 
des Unfalls hezw. zur Zeit des Antrages auf Bewilligung der 
Rente seinen Wohnsitz hatte. Nur im See-Ünfallversicherungs- 
gesetz entscheidet nach § 101 der Heimatshafen des Schiffes, 
auf welchem sich der Unfall zugetragen hatte. Verlegt der 
Zahlungsempfänger seinen Wohnsitz, so Endet auf seinen Antrag 
die Überweisung der Auszahlung der ihm zustehenden Ent- 
schädigungen an die Postanstalt des neuen Wohnorts statt. 
Dieser Über Weisungsantrag ist nach dem Wortlaut der Gesetze 

») Rundschr. &. E. V. A. a. d. Vorstande der V. A. v. 2. 12. 1899, 
Ziff. 7, AbB. 2. 

*) Landmann & Rasp (GraBmana), S. 641. 
«) Igenbart & SpielhaF^eD, S. 733 
*) Handb. d. R. V. A. 1901, 8. 374. 
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(§97 G.Ü.V.G. and § 123 I.V.G.) an den "Voretand, welcher die 
Zahlmigsanweisimg erlassen hatte, bezw. welcher die Kente 
angewiesen hatte, zn richten. 

Nun ist aber auf Gnind der von Bernstorf f 'sehen Resolation') 
die Erleichtemng dmchgefdlirt worden, daß alle Anträge auf 
Überweisung der Renten oew. bei den Postanstalten gestellt 
werden können, während bisher dann, wenn es sich um Über- 
weisungen in den Bezirk einer anderen Ober- Postdirektion handelte, 
die B. Gn. bezw. die J. V. A. erst eine Wegfallanweisung für die 
bisher beauftragte Postanstalt und eine Zahlungsanweisung für 
die neue Postanstalt der oberen Postbehörde einsenden mußte. 
Die Ober-Postdirektionen senden jetzt die ihnen von den Post- 
anstalten erstatteten Anzeigen von dem Wohnungswechsel an die 
Berufsgenossenschaften bezw. Versicherungsanstalten kurzer Hand 
weiter, während die Zahlongsanweisungen der neuen Postanstalt, 
u. U. durch Vermittelung der anderweitigen Ober-Postdürektion, 
überwiese D werden, 

Ffir Zahlungen an im Auslande befindliche Personen enthält 
die Geschäftsanweisung vom 9. November 1901 in § 10 folgende 
Bestimmung : *) 

„Die Zahlung der Renten an Personen, die in Grenzgebieten 
wohnen, erfolgt durch eine dem Wohnort des Berechtigten be- 
nachbarte inländische Postanstalt, deren Auswahl dem Vorstände 
der V. A. nach Benehmen mit dem Rentenberechtigten obliegt. 
Auch die Art der Beglanbigung der Quittungen ist in das Ermessn 
des Vorstandes der V. A, gestellt, welcher in jedem einzelnen 
Falle die Postanstalt, der die Zahlung der Rente obliegen soll, 
zu bezeichnen, sowie auch in der Zahlungsanweisung genau an- 
zugeben haben wird, welche Anforderungen von der Postanstalt 
hinsichtlich der Beglaubigung der Quittuugen zu stellen sind. 

Auch an anderweit im Aaslande befindliche Personen kann 
durch Vermittelung der inländischen Postanstalten die Zahlung 
von Renten usw. — einschließlich Abfindungen — erfolgen, sofern 
in der Zahlungsanweisung dieser Bevollmächtigte als Empfänger 
bezeichnet ist und die zu den Quittungen erforderlichen Be- 

1) Sten. Ber. d. d. R., 8. 2399 ff. 

*) g 10 d. Geech&ftfanwBg., betr. d. AuBzahtungen durch die Post, vom 
9. Nov. 1901, A. N. 1903, S. 181, 
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soheinigungen (aber Leben usw. der berechtigen Personen) durch 
eine deutsche Geaandtschatt oder einen Koneal des Dentschen 
Reiches oder eines deutschen Bundesstaates im Ausland aus- 
gestellt worden sind. Die Aasstellung der Bescheinigungen durch 
ausländische Behörden ist im allgemeinen nicht fflr ausreichend 
zu eraditen." 

In analoger Weise können die Zahlungen der Berufs- 
genossenschaften erfolgen, doch es muß auch hier hervorgehoben 
werden, daß eine Verpflichtung der Bemfsgenossenschaften zo 
Zahlungen in einer der beiden vorstehend bezeichneten Formen 
nicht besteht'), und es den Berufsgenossenschaften überlassen 
bleibt, gemäß dem Landesrechte darüber zu befinden, in welcher 
Weise der Nachweis der fortdauernden Empfangsberechtigung 
(Leben des Berechtigten usw.) sowie der Vertretungsbefugnis 
des etwaigen Bevollmächtigten geführt und die Quittung geleistet 
werden muß. 

Was nun die Quittungen anbelangt, so haben die erwähnten 
Geschäftsanweisungen auch nach dieser Richtung hin wesentliche 
Erleichterungen und Vereinfachungen gebracht*). So ist mit einer 
anderweiten Fassung der Quittungsformulare in erster Linie eine 
Entlastung der für die Beglaubigung der Unterschriften in Betracht 
kommenden Behörden bezweckt. 

Ganz wesentliche Erleichterungen sind aber seit Erlaß der 
beiden neuen Arbeiterversicherungagesetze für die Renten- 
berechtigten usw. im Landhestell bezirke eingetreten, und sie 
müssen als eine bedeutsame Stufe zur Erreichung des der Reichs- 
regiernng vorschwebenden Zieles, nämlich die Rentenauszahlung 
durch die Briefträger gegen Quittung in den die Namen der Renten- 
empfänger enthaltenden Listen der Postanstalten bewirken zu 
lassen, bezeichnet werden. Denn gerade mit Rücksicht auf den 
Fürsorgecharakter der beiden Gesetze fällt der umstand schwer 
ins Gewicht, daß es für die gebiochlichen und altersschwachen 
Rentenempfänger mit großen Mühseligkeiten verknüpft ist, den 
Weg zur Poetanstalt zurückzulegen und hier u. Tl. längere Zeit 
in dem meistens zugigen Schalterraume zu warten, um ihre 
Renten in Empfang zu nehmen. Auch ist die Wahrnehmung ge- 

1) Hindbuch d. R. V. A. 1901, 8. 376. 

*) Laudmann & Rasp (OraGmum), g 123, Note 4. 
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macht worden, daß häufig ei» Teil der abgehobenen Reute aaf 
dem Wege von der Postanatalt nach Hanse in Wiitshäaeein 
verausgabt wird. 

Allein der von der Postverwahnng ernstlich ins Auge gefaßten 
Einrichtung, die Anszahlung der Renten durch die Briefträger 
bewirken zn lassen, begegneten insbesondere in den Städten un- 
geheure Schwierigkeiten, nicht nur in fachtechnischer, als vor 
allem tn finanzieller Beziehung. So mußte eich die Postbehörde 
zunächst damit begnügen, einen Versuch bei Rentenempfängern 
im Landbestetlbezirke zu antemehmen. Im Januar 1901') wurde 
angeordnet, daß einmalige Zahlungen von Unfallrenten nsw. an 
Landbewohner durch die Landbriefträger bewirkt werden sollten. 
Schon im Oktober desselben Jahres wurde eine erhebliche Er- 
weiterung dieses Versuches verfägt*). Es sollte mit dem Beginn 
des Jahres 1903 die Auszahlung von fortlaufenden Renten aller 
Arten an auf dem Lande wohnende Empfänger in allen den Fällen 
durch die Landbriefträger erfolgen, in welchen die Berechtigten 
durch eine Bescheinigang des Gemeinde- oder Amtsvorstehers 
nachweisen, daß sie wegen ihres körperlichen Zostandes, ins- 
besondere wegen Alters, Krankheit oder anderer Gebrechen — 
n. U. ausnahmsweise auch in besonders gearteten Fällen beim Vor- 
liegen anderer Gründe, z. B. bei Wartung und Pflege dritter 
Personen — zur Abhebung der Rentenheträge bei der Postanstalt 
nnfähig sind, und die Beträge anch durch Familienangehörige nicht 
abheben lassen können. Gleichzeitig wnrde auch die Zahlung ein- 
maliger Beträge an Invalidenbezügen durch die Landbriefträger 
angeordnet. 

Die Abtragung dieser Beträge erfolgt ohne Erhebung von 
Beatellgeld. Der Rentenempfänger ist verpflichtet, die gehörig 
beglanbigte Quittung bis zum üblichen Eintreffen des Landbrief- 
trägers bereit zu halten. 

Welche angeheure Erleichterung für die Rentenempfänger 
mit diesem humanen Verfahren verbunden ist, bedarf wohl weiter 
keiner Erörterung. Bayern und Württemberg haben sich dem 
Vorgehen der Reichs-Postverwaltung angeschlossen. 

1) Auitabl. des R. P. A. 1901, Nr. 6. 
'j Amtabi. des aP.A. 1901, Nr. 69. 
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Nach § 97 G. U.V. G. und § 123 J. V. G. ist den Post- 
verwaltangeQ (des Beichs, Bayerna und WürttembeigB) die Vet- 
pflichtnng auferlegt, die Zahlnngen für die Berafsgenossenschaften 
und die VersicherangsanstaUen usw. vorschußweise zu leisten. Da 
dies ohne Entgelt für die Mühewaltung und ohne Vergütung für 
den Zinsverltist geschieht, welcher dtirch die vorschoSweise Z^lung 
und die erst im Laufe des folgenden Jahres bewirkte Erstattung 
entsteht, so trägt infolgedessen das Reich einen Anteil an den 
Kosten, und zwar namentlich bei der Unfallversicherung. Da nun 
aber mit Rücksicht auf die aus den Reservatrechten von Bayern 
und Württemberg hervorgehende Selbständigkeit dieser beiden 
Bundesstaaten aus der Vorschuß weisen Zahlung der Entschädigungen 
eine besondere Belastung nicht erwachsen darf, so ist die Vorsorge 
getroffen, daß die Vorschüsse auch für Bayern und Württemberg aus 
Beichsmitteln geleistet werden, indem den beiden Staaten die zur 
Auszahlung erforderlichen Summen aus Heicbsmitteln durch Ver- 
mittelnng der Reichsbank rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden. 
Die Höbe derselben entspricht naturgemäß den für Rechnung der 
Berufsgenoasenschaften and Ausfübrungsbehörden seitens der 
bayerischen und württembergischen Postanstalten geleisteten 
Zahlungen (vergl. Tabelle la}'). 

E. Die Kostenfrage speziell. 

Eine einigermaßen große Verwaltungsorganisation erfordert 
immer einen regelmäßigen, in mancher Beziehung fast auto- 
matischen Geschäftsbetrieb, mit anderen Worten: etwas Bureau- 
kratismus ist unvermeidlich. Allerdings darf es nicht so weit 
kommen, daß der Bureaukratismus im üblen Sinne des Wort«s 
in Frage kommt. Er darf nicht ins Kleinliche geben, sondern 
die diesbezüglichen Vorschriften müssen immer so gehalten sein, 
daß auch der unterste Beamte, der nur ein kleines Rädchen der 
gewaltigen Maschinerie zu dirigieren hat, wenigstens einigermaßen 
den Geist des Verwaltungsapparates begreift und mithilft, die 
Absichten des Gesetzgebers zu realisieren. 

Der Gesetzgeber hat beabsichtigt, die Vorteile der Arbeiter- 
versicherungsgesetze dem Arbeiter möglichst schnell und bequem 



') Bezügllcli der den beiden BondeHBtuteD enraeliBeiidfn SoBten, s. 3. 50. 
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zukommen zu lassen. Diese Vorteile mäseen aber erbeblich 
geringet werden, wenn die mit der Ausführung betrauten Ver- 
waltungsbehörden dnrch ihre exekutive Tätigkeit allzuhohe Kosten 
Terureaeben. Gerade bei den sozialpohtiachen Gesetzen hat man 
das sehr richtige Prinzip verfolgt, nicht allzuviel neue Äue- 
fÜhrungBorgane zu schaffen, sondern an die bereits bestehenden 
anzuknüpfen, wobei man diejenigen bevorzugt, welche ohnedies 
von den beteiligten Klassen am meisten in Ansprnch genommen 
werden. Ich erinnere hier an die Mitwirkung der Gemeindeorgane 
nach verschiedenen Richtungen. Eine sehr erhebliche Mehr- 
belastung entsteht in der Regel nicht. Mehr in Betracht kommt 
die Kostenfrage, wenn man an die Mitwirkung der Post denkt, 
denn die ihr zugeteilte Tätigkeit ist, wie aus dem Vorhergehenden 
wohl ersichtlich ist, so umfangreich, daß die Koatenfrage hier 
mehr ins Gewicht fallen muß. 

Die Kosten, die der Beichs-Postverwaltnng in dieser Beziehung 
erwachsen, sind die, welche 

aus Anlaß der Auszahlung von Unfallent- 
Bchädigungen ttnd Invalidenbezügen, 
ferner 

ans dem Verkauf der Versichernngsmarken 
erwachsen. 

Beispielsweise sei hier angeführt, daß im Jahre lä03 für 
Bechnung der Berufsgenossenschaften und der Ausführangebehörden 
rund 99 Millionen Mark '), für Rechnung der I. V. A. und zuge- 
lassenen Kasseneinrichtungen rund 105 Millionen Mark gezahlt 
worden sind, das bedeutet eine Gesamtsumme von nicht weniger 
als rund 205 Millionen Mark. Biese Summe verteilte sich auf 
fast zwei Millionen Empfangsbereditigte, und zwar folgender- 
maßen ') : 

Auf die Unfallentschädignngen kamen 876564 Empfänger, 
„ „ Invalidenrenten „ 616139 

„ , Altersrenten „ 160301 , 

„ „ Krankenrenten „ 17370 „ 

„ „ Beitragserstattungen „ 166 709 

zusammen 1837083. 



«) Vergl. 8. 62. (Talielle). 
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Ein Blick auf diese Zahlen genagt auch för den Laien, am 
ihm zur Erkenntnis zn bringen, daß der Reichs-Postverwaltnng eine 
erhebliche Mehrbelastang an Arbeit und Betriebskosten entstehen 
muß. Gewiß wurde die Aaszahlung einer Stimme von einigen 
hundert Millionen durch eine große Bank nur wenige Beamte in 
Bewegung setzen oBd verhältnismäßig wenig Zeit durch Buchungen 
usw. in Anspruch nehmen Aber man bedenke, wie klein die 
Rentenbeträge, Un fall entschädigun gen nsw. sind, wie gering außer- 
dem die Kenntnis der Gesetze bei vielen Arbeitern selbst ist! 
Man wird dann zugeben müssen, daß die Kostenfrage nicht zu 
unterschätzen ist. Die Post ist auch in dieser Beziehung einer 
der wesentlichsten Faktoren, die bei der Ausführung unserer 
Reichsveirsicherungsgesetze in Betracht kommen. 

A. Auszahlung von Unfallentschadigungen und 
Invalidenbezügen. 
Was die Auszahlung von Renten angeht, so erfolgt diese 
im allgemeinen durch die Postanstalten mit Best eil bezirk , in Aus- 
nahmen auch durch Telegraphenämter oder andere Postämter. 
Postanstalten ohne Bestellbezirk gibt ea nur eine geringe Zahl, 
hauptsächlich an großen Plätzen. Im Jahre 1903 waren an der 
Auszahlung von Renten beteiligt: 

von den vorhandenen 704 Postämtern 1 rund 690, 
r « „ 687 „ II „ 680, 

„ „ „ 122 selbständigen, 

nicht etatsmäßigen Stadtpostanstalten „ 115, 

von den vorhandenen 2962 Postämtern III „ 2960 

und » B n ^^"^ Postagenturen „ 9440. 

Eine Neuerung ist insofern geschaffen worden, als, wie oben 
schon des näheren ausgeführt, die Landbriefträger einmalige 
Beträge an Unfallentschädigungen und Invalidenbezügen an Bezugs- 
berechtigte in den Landbestellbezirken zahlen, ebenso fortlaufende 
Renten an solche Personen, die durch eine Bescheinigung der 
Gemeindevorsteher oder Amtsvorsteher nachweisen können, daß sie 
wegen ihres körperlichen Zustandes oder aus sonstigen zwingenden 
Gründen ihre Rentenbeträge nicht selbst oder durch Familien- 
angehörige bei der Postanstalt abheben können (S. o., S. 38). 
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Die eigentlichen Abrechnangsgeschäfte mit den Versicherungs- 
trägern werden von einer „ Renten- Rechnangsstelle" besorgt, die 
bei jeder Ober-Postdirektion eingerichtet ist'). 

Außerdem sind an dem Abrechnnngsgeschäft beteiligt 
40 Ober-Postkasaen und die General-Postkasse in Berlin sowie das 
Rechnnngsbureau des Reichs- Postamtes. 

Als letzte hierbei beteiligte Behörde wäre noch zu erwähnen 
die Zentralbehörde der Reichs-Poatverwaltuog und die 41 Ober- 
Postdirektionen, wobei von der Tätigkeit der eigentlichen Renten- 
Recbnungsstellen abzusehen ist. 

Der Aasgabeetat der Rentenauszahiung und des Abrechnungs- 
geschäftes durch die Postanstalten bezw. die Renten-Rechnungs- 
stellen sowie die Ober-Postkassen und das Reichs-Postamt läßt sich 
zerlegen in die Ansgaben a) für das erforderliche Personal, b) für 
die Miete der Diensträume, c) für die Ausstattung und d) für 
die Drucksachen. 

I. Postanstalten. 

a) Personal. 
Im altgemeinen erfolgt die Zahlung der Renten monatlich; 
an den beiden ersten Tagen des Monats wird daher die Haupt- 
arbeit bewältigt werden müssen. Durchschnittlich werden er- 
fahrungsgemäß lund 801 aller Tälligen Renten an diesen Tagen 
gezahlt. Es ist daher verständlich, daß für diese Tage von 
der Reichs -Postverwaltung entsprechende Maßnahmen getroffen 
werden^). Diese Maßnahmen bezwecken in der Hauptsache, den Ver- 
kehr schnell zu bewältigen, inabesondere wollen sie einem allzu- 
langen Warten der Rentenempfänger vorbeugen. Demgemäß werden 
besondere Zahlstellen eingerichtet, teils in den vorhandenen Post- 
diensträumen, teils in benachbarten angemieteten Räumlich- 
keiten. Hand in Hand damit geht natürlich auch eine Vermehrung 
des Personals. Die Postämter 1 werden am meisten durch diesen 
Verkehr belastet, sie errichten in der Regel eigene Zahlstellen, 
wenigstens für jeden Monatsersten. Gewöhnlich erfordert eine 
solche Zahlstelle drei Beamte , von denen der eine auszahlt, 
während die beiden anderen mit der Prüfung von Quittungen und 
den Eintragungen beschäftigt sind. 

') Über die Tätigkeit derselben s. o. S. 23 ff. 
3} Näheres vergl. S. 26 ff. 
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Für die 690 RentenzahlstelIeD der Postämter I würden also 
am ersten dea Monats 2070 Arbeitstage, für den zweiten des 
Monats 690 Arbeitstage in Anrechnung zu bringen sein, wenn 
man annimmt, daß die Arbeitsleistung am zweiten nur ein Drittel 
beträgt. Die Praxis bat diese Annahme auch bestätigt. 

Bei den Postämtei-n II und den selbständigen Stadtpostanstalten 
wird man mit der Annahme nicht fehlgehen, daß wenigstens 
die Hälfte derselben am ersten Tage jedes Monats eigene Zahl- 
stellen eingerichtet haben, das würde also — — — = 

398 Arbeitstage ergeben. Drei Beamte sind hier allerdings nicht 
erforderlich, im allgemeinen wird ein Beamter genügen. 

Von denPostämternlll werden für jeden Monatsersten etwa 10% 
besondere Zahlstellen einrichten, hauptsächlich in Industriegegenden, 
für unsere Rechnung würde das also 296 Arbeitatage bedeuten. 

Znsammen erhalten wir fttr den Monat 3454, d. s. jährlich 
41448 Arbeitstage. 

Natürlich bleibt außer der erheblichen Tätigkeit an den ersten 
Tagen dea Monats noch ein großes Quantum Arbeit übrig im 
Laufe des ganzen Monats. Diese Arbeit besteht in den Nach- 
prüfungen der Rentenquittungen, in der Eintragung neuer An- 
weisungen usw. in die Rentenstammliste, und der Erledigung 
des Schriftwechsels usw. 

Hierfür wird man in Anrechnung bringen müssen 
Bei den Postämtern I: 

für die Hälfte eine volle Arbeitskraft = 
345 (365 -2- 12) = 345 -341= . . . 117 645 Arbeitstage, 

für die andere Hälfte eine halbe Arbeitskraft = 
345-341 
^ — = 58823 

Bei den Postämtern II und den selb- 
ständigen Stadtpostanstalten: 

drtsohn.V.B«,«t,ntaft_!5?»±Ml(»j:ü)_ 56,27 , 
5 
Bei den Postämtern 111: 

durchscbnittlich Vio Beamleiüiraft ia< luo 
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Das ergibt mit obigen 41 448 zusammen . 378531 Arbeilslage. 
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Rechnet man fär jeden Arbeitstag nnr das Tagegeld eines 
nicht angestellten Poetaasistenten mit 4 M., so ergibt sich eine Aas- 
gabe von 378531 X 4 =■ 1514124 M. 

Bei den Postagentuien wird ein Betrag von je 20 M. nicht 
zu hoch gegriffen sein. Voransgeeetzt wird dabei allerdings, daß 
bei der Gehaltsaufbesserung der Postagenten die hier in Betracht 
kommende Arbeitsleistung eingerechnet ist. 

Das würde hei 9440 Postagenturen ergeben . 188800 M. 
Schließlich muß auch die Mehrbelastung der Land- 
briefträger durch die Anszablung der Renten in 

Berechnung gezogen werden, etwa 1 000 M., 

zusammen 1 703924 M. 
b) Miete für Diensträume. 
Im allgemeinen werden die vorhandenen Postdiensträume anch 
zur Auszablnng der Renten ausreichen. Nur in Orten mit einem 
umfangieichen Rentenzahlungsverkehr kommt die Anmietung 
besonderer Auszahlungsräume in Frage, sofern nicht schon bei 
Neubauten und Erweiterungsbauten der Reicha-Postverwaltung oder 
bei Anmietung neuer Postdiensträume überhaupt die fortdauernde 
Steigerung der Rentenzahlungen berücksichtigt und deshalb für 
den 1. und 2. des Monats besondere Auszahlungaräume vor- 
gesehen sind. Im ganzen läßt sich der Mietwert der lediglich 
für den Rentenzablungs verkehr vorgesehenen Räumlichkeiten auf 
50000 M. und die Ausgabe der Reichs -Postverwaltnng für 
besonders angemietete Räume (Säle) usw. auf 5000 M. ein- 
schätzen, zusammen 55000 M. jäbrlich. 

c) Ausstattungsgegenstände. 
Die Aufwendung für Ausstattungsgegenstände dürfte bei den 
Postämtern ebenfalls gering und nur hei größeren Postämtern 
notwendig geworden sein. 

Der Anschatfungswert der Haupt- und Nebenausstattungs- 
gegenstände kann auf etwa 50000 M. veranschlagt werden, wovon 
anf Abnutzung jährlich 10% zu rechnen sind, also 5000 M. 

d) Drucksachen. 
An Drucksachen kommen hauptsächlich die Formulare zur 
ßentenstammliste und zur Monatsliste in Betracht. Die Ausgaben 
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hierfür and für den sonstigen Bedarf an Papier, Buchbinder- 
arbeit nsw. betragen nach meiner Schätzung für jeden Ober- 
Postdirektionsbezirk 1000 M., das bedeutet fftr alle Ober-Post- 
direktionsbezirke die Summe von 41000 M. 

n. Renten-Rechniussstelleii. 

a) Personal. 

Bezüglich der durch die Tätigkeit der Renten-Rechnungs- 
stellen erwachsenden Kosten ist folgendes zu s^en: 

Angenommen, daß bei jeder Renten-Rechnungs- 
stelle mindestens 2 Beamte tätig sind, so ergeben 
sich 41 ■ 2 = 82 Beamte. 

Da diese Beamten bei einer großen Anzahl der 
Renten -Rechnungsstellen nicht ausreichen dürften, 
80 kann man einen Mehrbedarf annehmen 
bei 15 Ober-Poatdirektionen von je 3 Beamten = . 45 „ 
bei 10 Ob er -Postdirektionen von je 2 Beamten = . 20 „ 
und bei 10 Ober-Postdirektionen von je 1 Beamten =■ 10 „ 

Für Aushilfe (Fertigstellung der Abrechnungen 
beim Jahresschluß, Anlegen der Bentenverzeichnisse 
für das neue Jahr usw.) dürfte jede Renten-Rechnungs- 
stelle durchschnittlich eine Kraft auf 30 Arbeitstage 
einstellen müssen , das sind 30 ■ 41 : 300 — rund — 4 „ 



im ganzen also 161 Beamte. 

Von diesen Beamten gehören wohl wenigstens 
die Vorsteher der Renten -Rechnungsstellen zu den 
angestellten Beamten. Es wird deshalb für 41 Be- 
amte das Durchschnittsgehalt für Postassistenten 
anzusetzen sein mit 2250 M. und, da die Renten- 
Rechnungsstellen sich am Sitze der Ober- Post- 
direktionen — also in größeren Orten — befinden, 
der Wohnungsgeldzuschuß von 360 M.; dies ergibt 
eine Ausgabe von 41 - (2ü50 -f 360) = 107010 M. 

Für die übrigen Beamten (161 — 41 = 120) wird, 
da bei den Renten -Rechnungsstellen auch weibliche 
Personen mit einem Tagegeldsatze von 2,25 — 3 M. 



Übertrag 107010 M. 
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Übertrag 107010 M. 
beschäftigt sind, nur durchschnittlich der Tage- 
geldsatz von 3,50 M in Ansatz zu bringen sein, 
also 120-365-3,50= 153300 „ 

Der Bedarf an Unterbeamten beträgt für jede 
Renten -Rechnungsstelle dnrchacbnittlich Vt Kraft, 
zumal die ünterbeamten vielfach wohl auch zum 
Sortieren der Rentenquittungen herangezogen werden. 

Dies ergibt bei 1250 M. Durchachnittsgehalt 
und 144 M. Wohnungsgeldznschnß eine Aasgabe 

41 -(1250 +144) 
von — = 14289 „ 

Im ganzen e^eben eich also 374599 M. 
b) Miete für Diensträume. 

Für jede Renten- Rechnungsstelle werden im 
Durchschnitt 2 Räume erforderlich sein, für die man 
einschließlich der Kosten für Rein^ung, Heizung, 
Beleuchtung nsw. einen jährlichen Mietzins von 
700 M. annehmen kann. Es sind deshalb in Ansatz 

zu bringen 41-700 = 28700 M. 

c) Ansstattungsgegenstände. 

Für 157 Beamte der Renten -Rechnungsstellen 
sind je besondere Arbeitstische erforderlich, deren 
AnschafTungswert (einschl. der Kebenausstattungs- 
gegenstände) je 60 M. betragen därfte; dies ergibt 
157-60 = 9420 M. 

Außerdem sind für die sonst notwendigen Aus- 
stattungsgegenstände (Tische und Schränke) sowie 
die Kästchen zum Aufbewahren der Stammkarten 
für jede Renten -Rechnungsstelle durchschnittlich 
200 M. zu rechnen - 41-200 8200 „ 

Der AnschafTungswert der Rechenmaschinen, die 
zum Teil von Bezirks- Rechnungsstellen für Post- 
anweisnngen hergegeben werden, beträgt rund 
41000 M., wovon auf die Benutzung durch die 

Renten -Rechnungsstellen 20500 „ 

entfallen dürften. Übert^i^g 38 120 M. 
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Diebei den Renten-Rechnungsstellen im Gebrauch 
befindlichen Stempel weiden einen AnschafFnngewert 
von je 50 M. haben, das sind 



Übertrag 38120 M. 



Hiervon ergeben sich bei einer Abnutzung von 10% 

jährlich 

d) Dracksachen. 
An Dracksachen sind bei den Renten-Recbntings- 
stellen besonders erforderlich: Formalare za den 
Rentenlisten nnd Verzeichnissen Über Unfallent- 
schädigangen sowie zu den Stammkarten über A-, I- 
und K-Renten. Die Aasgaben bierfür and für deif 
sonstigen Bedarf an Formalaren, Briefumschlägen, 
Papier uaw. lassen sich einschätzen für jede Renten- 
Rechnungsstelle durchschnittlich aaf 800 M. Es ergibt 
sieb also eine Gesamtausgabe von 41 - 800 M. = 

in. Ober-Fostkassen. 

Die Arbeiten der Ober-Postkassen und der 
General-Postkasse aus Anlaß des R«nten- 
zahlnngsverkehrs dürften aaf durchschnittlich H Tag 

492-4 M. 
monatlich, das sind !^(41-12)= = . . 

diejenigen des Bechnnngsbureaus des E. P. A. für 
1 Beamten auf 2 Monate in Anrechnung zu bringen 
sein, wofür sich bei Zugrundelegung des Durch- 
schnittseinkommens eines Ober-Postsekretärs mit 
3160 -H 540 



40170 M. 
4017 M. 



Argibt. 



Zusammen 

IV. Reichs -Postamt. 

Die Leistungen der Zentralbehörde kann man 

schätzen auf 

und die Leistungen der 41 Ober-Postdirektionen (Post- 
räte, Regiettatur- und Kanzleibeamte) auf je 1000 M. 



615 „ 



12000 M. 
41000 , 
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Hiernach betragen die Aufwendangen der Reichs- 
Postverwaitnng 

1. bei den Fostaqstaiten: 

n03924M. + 55000 M. + 5000 M. + 41 000 M.= 1804924 M. 

2. bei den Renten-Rechnnngestellen: 

274599M. + 28700M. +40I7M. + 32800M, . = 340116 „ 

3. bei den Ober-Poatkassen usw. . . , = 1599 „ 

4. bei der Zentralbehörde und bei den 
Ober-Postdirektionen = 53000 „ 



Das ergibt zusammen 2199639 M. 

B. Verkauf Ton Versicheningsmarken. 

Die Reichs -Post Verwaltung erhält für den Vertrieb der 
Wechselstempelmarken und der Stempelmarken zur Entrichtung 
der statistischen GebQhr aus der Reichakasse eine Entschädigung 
von 2%% der gesamten Einnahme, Es darf wohl angenommen 
werden, daß diese Vergütung auf Grund besonderer Ermittelungen 
festgesetzt ist. Wenn man nun für den Vertrieb der Versicherungs- 
marken nur die gleichen') Arbeitsleistungen annimmt, wie für 
den Vertrieb der Wechselstempelmarken usw., so wärde man 
die Kosten der Reichs -Postverwaltung für den Vertrieb der Ver- 
sicherungsmarken ebenfalls auf 2^ % der Gesamteinnahme Für Ver- 
sicheningsmarken veranschlagen können. Rei der Einnahme für 1903 
von 117764896,80 M. würde dies eine Vergütung von 2944122 M. 
ergeben. 

Zäblen wir nun diese Summen den vorher berechneten 
2199 639 M. hinzu, so erhalten wir als Selbstkosten der Reichs- 
Fostverwaltung hei Ausführung der Arbeiterversicherongsgesetze 
die beträchtliche Summe von 5143 761 M. 
C. Zinsverlust. 

Im weiteren kommt noch in Retracht, daß die Reichs-Post- 
verwaltnng die Zahlongen für Rechnung der Rerufsgenossenschaften 
nnd Ausführungsbebörden ohne jede Zinsvergütung leistet. Rei 
den Zahlungen für die Versicherungsanstalten tritt kein Zinsverlust 
ein, da die Deckung durch einen Retriebsfonda (§ 123 1. V. G.) 
erfolgt, der allmonatlich von dem Erlös für Versicherungsmarken 
entnommen wird. 



') Vergl. hiergegen ?. 1 
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Gemäß dem G. U. Y. G. ist den Bernfsgenossenschaften and 
Aosftlhrangsbehörden von der Reichs -Postveiwaltang alljährlich 
binnen 8 Wochen nach Ablanf des Rechnangsjahres eine Nach- 
weisnng über die geleisteten Zahlungen zazi]stelleD(§ 98 G. U. V. G.). 
Die Berufsgenoasenschaften haben die liquidierten Beträge inner- 
halb dreier Monats za erstatten (§ 106 G. U. V. G.). Hiernach 
müssen die von der Post geleisteten Zahlungen an Unfallent- 
schädignngen bis zu 17 Monaten verauslagt werden. 

Wenn auch der Reichs -Postverwaltung zur Deckung dieser 
Ausgaben von der Reichs-Haaptkasse ein entsprechender Kredit ein- 
geränmt sein dürfte und deshalb von ihr keine Zinsen zu zahlen 
sind, so wird doch die Beichakasse einen Zinsverlust erleiden. 

Bei Berechnung des Zins Verlustes der Reichskasse für 
die geleisteten Zahlungen an Unfallentscbädigungen ist zu berück- 
sichtigen, daß 

1. die Renten im voraus zahlbar sind, 

3. die Erstattung der von der Reichs-Postverwaltung ver- 
auslagten Beträge gemäß dem G. U. V. G. erst 5 Monate 
nach Schluß des Kalenderjahres zu erfolgen hat. 

Hieinacli ist der Zinsverlust bei Annahme des üblichen 
Bankzinses von 4% für die im Jahre 1903 bewirkten Zahlungen 
im Gesamtbetrage von 99109141 M, wie folgt zu berechnen: 



Es sind gezahlt worden 


Zins Verlust 


Betrag des 




Betrag 


bestebt für 


Zinsverlustes 


Monat 


M. 


Monate 


M. 


Jannar 


8686335 


17 


486606 


Febraar 


7211429 


16 


384608 


März 


7842236 


16 


392115 


April 


9073380 


14 


423430 


Mai 


7764797 


13 


336479 


Jnni 


7615461 


12 


304618 


Juli 


9407084 


11 


344927 


Anglist 


7878963 


10 


262630 


September 


7746128 


9 


232380 


Olitober 


9592416 


8 


265800 


November 


7759892 


7 


181062 


Dezember 


8631972 


6 


172638 


Zusammen 


99109141 




3777193 
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D. Bayern und Wtlrttemberg. 

Von den Zentralpostbehörden in Bayern und Württemberg 
sind för die Anszahlnng der Unfallentschädignogen und Invalideo- 
bezSge usw. sowie für die Abreohnnng mit den VersicbernngS' 
trägem im allgemeinen die gleichen Vorschriften erlassen, wie 
von der Reichs -Postverwaltnng. Man wird deshalb die den 
Zentralpostbehörden in Bayern and Württemberg zur Dorchführang 
der ArbeiterverBicherongegesetze erwachsenen Selbstkosten nach 
dem Gesamtbetrage der gezahlten Renten usw. and der Einnahmen 
für Versicherungemarken im Vergleich mit den entsprechenden 
Beträgen der Reichs-Postverwaltong veranschlagen können. 

Letztere hat an Selbstkosten aufzuwenden: 

a) für die Auszahlung der Renten bei einer 
Gesamtzahlung von nmd 205 Millionen M. 2 199 639 M. 

b) für den Vertrieb der Versicherungsmarken 

nach der Einnahme von 117764897 M. 2944122 U. 
Dagegen betrugen im Jahre 1903 

die Einnahmen 
die Rentenzahlungen: für Versicherungsmarken: 

in Bayern rund 25 Millionen M. 12088 719 M. 

in Württemberg rund 8 Millionen M. 4870604 M. 

Hiernach wird man die Selbstkosten veranschlagen können 

für Bayern zu a) auf rund 268000 M. 

zu b) , , 302218 , 

zusammen &70218 M. 

für WQrUemberg zu a) auf rund .... 86000 M. 

zu b) , r ■ • ■ ■ 121765 „ 

zusammen 207 765 M, 

Für die in Bayern und Württemberg geleisteten Zahlungen 

an Unfallentschädigungen ist, enteprechend unseren Angaben 

unter C, auch ein Zinsverlust der Reichekasse zu berechnen, 

der im Vergleich mit den Zahlungen der Reichs-Fostverwaltung 

zu schätzen ist 

für Bayern bei 12797444 M. auf nmd 496000 M. 

„ Württemberg „ 3995866 M. „ 153000 „ 

insgesamt „ „ 649000 M. 
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E. GesamtkoBten. 
Fassen wir die TOrstehenden Betechaangen zasammen, so 
erhalten wir f&r das Jahr 1903: 

1) Selbstkosten 

a) der Beicbs-Postverwaltnng .... 5143761 M, 

b) „ bayr. „ .... 570218 „ 

c) „ württemb. „ .... 207 765 „ 

2) Zinsverlost der Reichskasse bei den 
VorschnBleistongen für die Berufsgenossen- 
scbaften nnd Ansführungsbehörden : 

a) fßr die Zahlungen der ReichB-Post- 

verwaltnng 3777193 M. 

b) für die Zahlungen in Bayern ... 496000 „ 

c) , , , „ Wflrttemberg . 153000 , 

zusammen 10347937 M. 

Es würde zu weit führen , wenn wir bei unseren Ausfährungen 
auch sämtliche Kosten des* Reichs ans Anlaß der Arbeiter- 
versicherungsgesetze berücksichtigen wollten. Erwähnen wollen 
wir aber noch die Belastung, welche dem Reich gemäß §§ 35 
und 40 I. V. G. erwächst. 

Im Jahre 1903 hat das Reich an Zuschuß zu den von den 
Postverwaltangen fär Recfannng der Versicherungsanstalten und 
besonderen Kasseneinrichtungen geleisteten Zahlungen allein den 
Betr^ von 41854726 M. 20 Pf.») aufwenden müssen! 

>) Obgleich der ßelchBzuBchuS gewöhnlich erst im JddI jedes Jahrea 
erstattet wird, durfte von einem ZinBverlust — wie bei den Zahlungen für 
Rechnung der Berufs genossen Schäften usw. — doch nicht die Rede eein können, 
da bei dieseo Zablangen das Reich der Reictukasse gegenübersteht. 
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F. Schlnssbetrachtnngen. 

Ana den vorstehenden Darstellungen dürfte der Leser ein 
Bild von der vielseitigen Tätigkeit gewonnen haben, welche die 
Reichs-Poatverwaltnng schon lediglich als Ansführnngsbeiiörde der 
deutschen Arbeit erver sichenmg nach den verschiedensten Bichtongen 
hin ausübt. 

Wenn man die Schwierigkeiten erwägt, welche sich dieser 
Tätigkeit, die doch zum größten Teil dem eigentlichen Wirkungs- 
kreis der Post recht fern liegt, entgegenstellen, so wird man zu 
dem Resultat kommen, daß die Aufgabe, dem Arbeiter möglichst 
schnell und leicht die Wohltaten der sozialpolitischen Gesetze 
zu teil werden zu lassen, unter den gegebenen Verhältnissen 
von der Reichs -Postverwaltang außerordentlich befriedigend 
gelöst wird. Und wie jeder Deutsche, der einmal in die Lage 
gekommen ist, eine der Postrarwaltnngen des Auslands mit 
derjenigen des Deutschen Reichs, mit ihrer ganz vorzüglichen 
Organisation, mit ihrer einheitlichen, zielbewußten Leitung zu 
vergleichen, den Wert der deutschen Post erst richtig schätzen 
lernt, so wird auch der Arbeiter, wenn er objektiv denkt, der 
Tätigkeit dieser Behörde bei Ausführung der Arbeiter- 
versichenmg die Anerkennung nicht versagen können. Denn 
diese Ausführung setzt eine sich bis aof die entlegensten Orte 
erstreckende Organisation voraus, die unter den Großmächten 
nur die Deutsche Reichs-Postverwaltung besitzt. Nach der amt- 
lichen Statistik für 1903') st«ht das Deutsche Reich bezüglich 
der relativen und absoluten Zahl der Postanstalten sowie be- 
züglich des Personals unter den Großmächten weitaus an erster 
Stelle. Während in Deutschland bei einer Gesamtzahl von 38610 
Postanstalten schon auf 14 qkm und 1460 Einwohner je eine 



') Statistik der DeutBcben Reicha-Post- und Telegnphen verwaltnag fftr 
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Postanstalt entölt, ist dies z. B. in Großbritannien nnd Irland 
erat bei 1858 Einwohnern, 14 qkm tmd 23637 Poetanetalten, in 
Frankreich bei 3435 Einwohnern, 47,3 qkm tind 11343 Post- 
anstalten der Fall. Dem dentschen Postpersonal in Stärke von 
249516 Personen steht in Großbritannien and Irland nni ein 
solches von 183595, in Frankreich von 82387 Personen gegenObei. 
Han wird zageben mässen, daß anter solchen Umständen kein 
fuideres Land in der Lage sein dürfte, in einer so großartigen 
Weise die Arbeiterfürsorgegesetze aoszoführen, wie die dent^he 
Post, ganz abgesehen von der Tatsache, daß Deutscbland bislang 
immer noch das einzige Land ist, welches eine derartig nm- 
f aasende gesetzliche Arbeiter Versicherung besitzt. 

Gerade aaf dem großen Völkermarkt von St. Loais im ver- 
gangenen Sommer fährte die deutsche Aasstellung dem inter- 
nationalen Weltenbummler diese Tatsachen za Deutschlands Rnhm 
imponierend vor Augen. Und der Erfolg war die Zateilung der 
höchsten Anezeichnangen, welche das amerikanische - Volk za 
vergeben hatte. 

Um die Leistungen der Postverwaltang hierbei genügend za 
würdigen, ist noch in Betracht za ziehen, daß die Aieaen- 
snmme der ansgezahlten Rentenbeträge (Invalidenversicherung von 
1891-1902-720440769 M.,Unfallver8icherang bei 17582000 ver- 
sicherungspflichtigen Personen von 1885— 19Cß - 1 170680450 M.) 
sich nicht nur auf eine ungemein hohe Zahl von Empfangs- 
berechtigten verteilt, sondern vor allem die etwa 9 — 9 fache Zahl 
von Einzelabhebungen schwer ins Gewicht fällt. Wahrlich, eine 
Biesensnmme von Arbeit wird in diesen Zahlen veranschaulicht! 
Gewiß wird noch mancherlei zu verbeseem und vor allem zu 
vereinfachen sein: die Erfahrungen der Reichs -Poatverwaltung 
sind auch auf diesem Gebiet noch lange nicht abgeschlossen. 
Viele Vereinfachungen sind ja schon vorgenommen und die Reichs- 
Postverwaltung wird auch in Zukunft nicht zögern, auf diesem 
Gebiet mit ihrem stets bewährten und bekannten Sinn fürs 
Praktische vorzugehen. 

In ein neues Stadium wird die Tätigkeit der Postverwaltong 
für die Arbeiteiffirsorge treten, wenn die gesetzgebenden 
Faktoren Deutschlands der Frage ernstlich näher treten, auf 
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welche Weise eine Zusammenlegaiig der drei Veisiclieninge- 
gesetze am besten stattfinden könne. Bereits am 4. November 
1895 trat im Reichsamt des Innern die bekannte November- 
Konferenz zusammen, eine „Freie Kommission" von Begierangs- 
vertretern und Sachverständigen, um über die Zusammenlegung 
der verschiedenen Zweige der Arbeit er Versicherung zu beraten. 
Ein positives Besultat hatte diese Konferenz nicht. In der Folge- 
zeit wurde immer wieder diese Frage erörtert. Anch der Staats- 
sekretär Graf Posadowsky erklärte in der Sitzung vom 37. Februar 
1903: „Die Richtung, in der sich die sozialpolitische Gesetagebung 
in Zukunft bewegen muß, wird die sein, daß man alle drei sozial- 
politischen Gesetze in ein Arbeiterförsorgegesetz verschmilzt, und 
da wird auch die Frage sein, in welcher Weise dann eine solche 
einheithebe Arbeiterfürsorge organisatorisch zu gestalten ist.' 
Eine entsprechende Resolution hatte auch der Reichstag in seiner 
Sitzung vom 30. April 1903 gefaßt. Die Regierung brachte 
allerdings der Frage einer Zusammenlegung der drei Arbeiter- 
versicherungsgesetze lediglich ein theoretisches Wohlwollen ent- 
gegen. Die letzten Etatsberatungen haben jedoch gezeigt, daß 
sie nunmehr der Frage ernstlich näher treten will. So äußerte 
wiederum der Staatssekretär Graf Poaadowsky — den bei dieser 
Gelegenheit ein Abgeordneter den „Lokomotivfahrer der deutschen 
SozlalpoUtifc' nannte — sich dahin, Deutschland habe einen 
Koloß aufgebaut, der Riesenbau habe aber keinen Unterbau. Die 
Hauptaufgaben seien den bestehenden Verwaltungsbehörden auf- 
gebürdet. Diese könnten auf die Dauer die ungeheure Last nicht 
mehr tragen. Würde man beute die sozialpolitische Gesetzgebung 
neu aufbauen, so würde kein vernünftiger Mensch daran denken, 
je eine besondere Organisation für Kranken-, Unfall- und Invaliditäts- 
versicberung zu schaffen. Es sei Aufgabe der Zukunft, diese drei 
Versicherungszweige in eine einheitUche Form zu bringen. Das 
ganze Werk scheint dem Staatssekretär ein so gewaltiges zu 
sein, daß er glaubt, es werde die Kraft eines Diktators erfordern. 

Von allen Seiten des Reichstages wurden diese Erklärungen 
mit Beifall und Befriedigung aufgenommen. 

Unter diesen Umständen erscheint die Hoffnung begründet, 
daß der Zeitpunkt nicht mehr fem sein wird, in welchem dieses 
überaus schwierige Werk zum Segen der arbeitenden Klassen 
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ToUeodet sein wiid. Sein Hanptvorzug wird zweifellos be^^tehen 
in der außerordentlichen Veimindentng der aligemeinen Unkosten, 
namentlich der Verwaltungsaasgaben, die einen ganz beträcht- 
lichen Teil der Gesamtaasgaben aasmachen. Auch die Ausgaben 
der Reichs -Fostver waltung partizipieren natürlich daran; — und 
sicherlich wird sich alsdann die Auszahlung der Renten noch 
einfacher und schneller bewirken lassen. 

Etwas schwieriger wird sich die Frage gestalten, wenn die 
Witwen- und Waisenversicherang nach der bekannten lexTrtmborn 
Gesetz werden sollte. Dieser Zweig der Versicherung hat am 
meisten Ähnlichkeit mit der Invalidenversicherung. Nach Analogie 
derselben wird die Postverwaltung sicherlich auch hier als Aus- 
fübrungsbehörde in Ansprach genommen werden. Und sollte des 
Weiteren einmal der Arbeitsmarkt gesetzlich geregelt werden, 
d. h. etwa eine Arbeitslosenversicherung in Verbindung mit dem 
■ paritätischen Fach -Arbeitsnachweis — diesem Vorschlage bringe 
ich die meiste Sympathie entgegen') — eingeführt werden, dann 
wird nicht nur die Post, sondern auch der Telegraph nnd vor 
allem der Femsprecher, eine große, ja unerläßliche Stütze für 
die Organisation des Arbeitsnachweises, für den Nachweis von 
freien Stellen sein müssen! 

Von nicht zu unterschätzender Bedeutung neben dem rein 
praktischen und verwaltongs- technischen Gesichtspunkte bei der 
Heranziehung der Fostverwaltung als Ausfübrangsbehörde der 
Arbeiter Versicherung ist auch der ethische Gesichtspunkt. Der 
Postbeamte ist gezwangen, sich mit dem Inhalt der Arbeiter- 
fürsorgegesetze zu befassen und wird — in ständiger Berührung 
mit dem arbeitenden Volke — Interesse und Verständnis für 
dessen Lebenshaltung und Bedürfnisse bekommen. Die Gegen- 
sätze zwischen Beamtentum und arbeitender Bevölkerung werden 
sieb dadurch vermindern, und schließlich wird auch der Arbeiter 
sich der Tatsache nicht verschließen können, daß nirgends in 
der Welt mehr für ihn geschehen ist und geschieht, als in 
Deutschland darch das 

„Soziale Königtum". 



1) Vergl. Literatur -Verzeicbnis Dr. Freund, Dr. Wagner, 
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Anhang. 



Tabelle 1. 

Auszahlung von Unfalleutschädigungen und 

Invalidenbezügen durch die Reichs- Post - 

Verwaltung in den Jahren 1885 — 1903. 
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Betrag 


Zahl der 
einielDflD 
Empfänger Ab- 
hebungen 


Beirag 


Zahl der 

einzelnen 
EmpfSncer Ab- 
liebungen 


Jalir 


190:ä 


1903 




90 728323 


792000 


5 323000 


99 109 141 


876000 


5903 000 


2. InTilidanrentfln 


65 301089 


534000 


5 373 000 


77 504 769 


616000 


6310000 


3. Altorerenton 


20877 2*0 


170000 


1878000 


19688278 


160000 


1762000 


4. KraDk«nr«nten 


1340422 


14000 


97 000 


1 668 379 


17 000 


125000 




6272 978 


105 000 


1C6000 


C 628 187 


166000 


166000 


ZaU der iwteiligten 


114 


114 




268 


269 


VemehemBgeanBi alten . . 


31 


31 


besonderm KaweneiDrich- 


6 


6 


Von d«n Keidu-PoBtansUlten 
TeiianO« Vemchemngfi- 
nurben: 






1) StQckaihl 


419 749327 StM 


431 036 122 Stück 


2) ffertbstrag 


111730 748 H. 


117 764 897 M. 


SteigerauK dee Wertbetngs 


3,3 ;t 


5,4% 
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Tabelle la. 

Auszahlung von Unfällen tschädignngeii und InvalidenbezUgen 

durch die bayrischen und württembergischen Postverwaltungeu 

im Jahre 1903. 





Ba 

Zahl der 


yern 

Betrag 
M. 


Wärt 

Zahl der 
Abhebungeil 


temberg 

Belr^ 
M. 


ÜDf&tlentschädtgniigen 

(nvalidenrenten 

Altersrenten 


818 17» 
760098 
149 333 
23 851 


12 797 444 

9229 4C7 
1683 395 
309 344 
C17215 


49588 
24153 
5029 
1392 

5937 


3 995 866 

3065 615 

620 771 




250931 


Zosunnien 


- 


24636865 


- 


8089591 


Verkaufte VersicIierungBinarten 


Stück 
51252231 


Wert i. M. 
12 088 719 


Stack 

16345030 


Wert i. M. 
4870604 
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Tabelle 2. 

Beteiligung der drei deutschen Postverwaltungen an den in den 

Jahren 1900 — 1903 auf Grund des Invalidenversicherungsgesetzes 

geleisteten Zahlungen. 



1. Durch die Rticlixpost 

2. „ „ Kgl. Bajr. Post . . 

3. „ „ Kgl. Württ. Poat , 

4. Zusammenmitdenübrigenius- 
IShmnpboliclrdni (Itchörden, 
Kn&ppscli. pp.) 

1. Durch di« Reichspwt 

2. „ „ ^1. Bayr. Post . . 

3. „ „ Kgl. Württ Post . 

4. Zus. mit i. übrigen B«hBrden 





1900 










43 277 399 


32 


23 135 457 


73 


516330 


32 


5 792 838 


5 5G92G7 


33 


2 114130 


62 


70370 


02 


560084 


2039 2« 


07 


857 97G 


99 


38982 


- 


200 728 


&4 3G0741 


33 


20 243 973 


35 


653 040 


12 


C 6C3 737 



53 771 510 


07 


21860481 77 


986 363 


C5 


606U27 


G 650 378 


77 


1965 401 38 


157 953 


06 


579 521 


2 307 956 


48 


711312 34 


83 368 


Ol 


227 099 


66410 825 


19 


24678321 j 77 


1 303 203 


14 


6 957 221 



1, Durch die Reichspost 

2- „ „ Kgl. Bajr. Post . . 

3. „ „ Kgl. Wfirtt. Port . 

4. Zus. mit d. äbrigen BehSrden 



1. Durch die Reiehspost 

2. „ „ Kgl- Bayr- Po«' ■ ■ 

3. „ „ Kgl. WBrtt. Poet . 



63 301089 


25 


20877 240 


17 


1340421 


78 


6 272 978 


7 879527 


10 


1 842 343 


56 


251 571 


46 


580 643 


2 700696 


64 


660110 


04 


126 203 


10 


227 914 


80125 264 


41 


23 527 515 


20 


1 816 932 


63 


7 171 585 



1903 

77 504 768 C8 19 6 
9 229 466 99 IG 
3065 614 83 6 



1668 378 ( 
309 343 ; 
156 407 : 



617 215 ■ 
250931 I 



4. Zus. mit d. flbrigen BehSrden 94 578 217 21 22134 5: 



73 2242854 77 7600072 45 
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Tabelle 3. 

Die drei deutschen Postverwaltungen als Auaflihrungsbehörde 
der Unfallversicherung in den Jahren 1898 — 1902 



Organisation 



Zahl der 

srrichteten I . 1 

Sehi»ds- I "'•*'"'■■ versicherte 
„rirlitfl I ™ftret«i' Persünen 



Bestand 
aas dein 
Vorjahr 



EUehnmis- 
jabres hin- 
zugetreten 



Aus- 
gaben 



. KaiBerl, PoBtiers. - EominiK. 

(Reichs-PoBlanit Berlin) . . . 

. Gen.-Dir«kt.d.Kgl.Ba)T. Post 

- n »AT. Wurtt.Po8t 



1 


41 


17 500 


214 


37 


I 


Ifi 


3057 


47 


16 


1 


(i 


317 


12 


2 


3 


G3 


20Ö74 


273 


55 



1- Ifaieerl. Postver«. -Kammiss. 

(Reichs- FosUmt Berlin) . . 

2 GeD.-Direkt.d,Kgt.Bajr.Post 

3. „ „ „ „ WfirM.Fost 



ZasammeD 



62B2d 
20 im 

2 4'J!) 



1. Kainrl. Postrers. -KommiBS. 
(Reichs-Postamt Berlia) . . 

2. Geu.-Direkt.dK);I.Ba3>r.Post 

3. „ „ , „ Waitt-Post 



1 


41 


23 600 


250 


56 


1 


15 


4ü97 


62 


36 


1 


6 


50« 


14 


6 


3 


62 


28 203 


832 


98 



1. Kaiser). Postrers.-Kommisa. 

(Reichs-Postamt Berlin) . . 

2 Gen,-Direkt. d.^l.Bayr. Post 

3. „ , n „ Wurtt,roat 



_ 




25 700 


281 


m 


— 




4 827 


95 


22 


— 


— 


507 


15 


9 


- 


- 


31094 


301 


07 



79 337 
26 723 
5515 



1. Kaiserl. Postvers.-Kommiss. 
(Iteichs-Postamt Berlin) . . . 

2. Gen..IHrekt.d.Kgl.Bajr.Fost 

3. „ n fl n WQrtt.FOBt 

Zusammen 



_ 


_ 


27000 


310 


71 


— 


— 


6537 


103 


25 


— 




551 


20 


2 


- 


- 


34 9i^3 


439 


98 
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Lebenslauf. 



Am 30. Oktober 1864 wurde ich in Görlitz als jflngster Sohn 
dea Sprachlehrers und vereideten Dolmetschers Alwin Finster und 
seiner Ehefrau Ida, geb. Weisse, geboren. Ich bin evangelischer 
Konfession. 

Meine Schulbildung erhielt ich zunächst auf der höheren 
Bärgerschule in meiner Vaterstadt und alsdann auf den Real- 
gymnasien in Karlsruhe (Baden) und Grünberg (Schlesien). Nach 
bestandenem Abiturientenexamen trat ich im April 1886 im Bezirk 
der Kaiserlichen Ober-Postdirektion Hamburg als Posteleve ein 
und blieb hier bis Ende September 1889, nachdem ich im Mai 
desselben Jahres die Postsekretärprüfung bestanden hatte. Vom 
1. Oktober 1889 bis 30. September 1890 genügte ich beim 
Grenadier- Regiment „Kronprinz" in Breslau meiner Dienstpflicht. 

Vom Reichs -Postamt zur Verwendung im Kolonialdienst in 
Auesicht genommen, wurde ich Ende 1890 nach Berhn berufen, 
um zuvor noch das Orientalische Seminar zum Studium der 
arabischen und der Suahelisprache zu besuchen. Im März 1891 
erfolgte meine Ausreise nach Deutsch- Ostafrika. Hier war ich 
poatdienstlich in den Orten Dares - Salaam , Zanzibar, Bagamoyo 
und Tanga nacheinander bis Ende Mai 1893 tätig. Zur Wieder- 
herstellung meiner durch das Tiopenfieber schwer geschädigten 
Gesundheit war ich genötigt, auf der Rückreise in Egypten, 
Griechenland, Kleinasien, Italien und schließlich in der Schweiz 
längeren Aufenthalt zu nehmen. 

Nach meiner Rückkehr im September 1893 nahm ich in 
Berlin meine dienstliche Tätigkeit wieder auf. Im Jahre 1897 
bestand ich die höhere Verwaltungsprüfung für Po.st und Telegtaphie. 
Unter den Prüfungsdisziplinen erweckten besonders die Staats- 
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